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Landtags Angelegenheiten. 
Provinz Schleſien. . 

Breslau, 21. Februar. — Nächſt der, in der Oten 
Plenarſitzung beendigtan Berathung über das Feld⸗Po⸗ 
ligei - Gefeg war zu dem Vortrage des Referats des 
ten Ausſchuſſes über die erſte Allerhöchſte Propofition 

wegen Aufhebung des Sportulirens bei den untern 

Verwaltungsbehörden 5 
übergegangen und die betreffende Verhandlung in derſel⸗ 
ben Sitzung beendigt worden. 

Nachdem die hohe Zweckmäßigkeit der Verordnung 
im Allgemeinen entwickelt und in dem Referat darauf 
hingewieſen worden war, wie dieſelbe ſich an die Aller⸗ 
höchſte Verordnung vom 22. November 1842 an⸗ 
reihe, wurde zu der Berathung der einzelnen Paragra⸗ 
phen übergegangen. 
Städte — daß die Bürgerrechts Gebühren 
ausdrücklich ausgenommen werden möchten. Es wurde 
bierauf von Seiten des Ausſchuſſes erwiedert, daß die 

ren theils in einer durch die Städte⸗ 

d ausdrücklich beſtimmte Angabe zur Kämmerei⸗ 
aſſe, theils in den, bet der Ausfertigung liquidirten 
wirklichen Sporteln beſtänden, nut die letzteren hätten 
den Character von Gebühren und würden durch die ge⸗ 
genwärtige Verordnung aufgehoben, wohingegen die erſte⸗ 
ten auf einer Beſtimmung der Städie⸗Ordnung beru⸗ 
hende Abgabe, nicht durch eine die Sporteln betreffende 
Verordnung aufgehoben werden könnte. Die Adgeord⸗ 
neten der hieſigen Hauptſtadt führten dagegen aus, daß 
auch derjenige Theil der Bütgerrechts⸗Gebüͤhren, welcher 
in wirklichen Sporteln beſtehe, nicht ohne weſentlichen 
Nachtheil wegfallen könne, einmal, weil er eine nicht 
unbedeutende Einnahme bilde, dann aber, well durch 
deſſen Wegfall die Laſt der Unterhaltung der Beamten, 
welche die, auf die Erwerbung des Bürgerrechts bezüg⸗ 
lichen Arbeiten zu liefern hätten, der Commune zufallen 
würde, was ſich um fo drückender in den zahlreichen 
Fällen herausſtelle, in welchen das Bürgerrecht, wie bei 
ausgedienten Militair⸗Perſonen, im uebrigen unentgeld⸗ 
lich und nur gegen Bezahlung der Ausſertigungs ⸗Ge⸗ 
bühren, ertheilt werde. Die Beibehaltung der letztern 
Gebühren wurde auch desbalb fuͤr zweckmäßig erachtet, 
well jedes Mittel zu bewahren fei, welches dazu 
diene, dem Andrange vieler Familien nach den Städ⸗ 
ten, einer Quelle zahlreicher ſocialer Uebel, entgegen zu 
wirben. 

Nach dieſer Debatte beſchloß der Landtag mit über: 
wiegender Mehrheit 8 

im $. 1 die Ausnahme der Sportelfreiheit, der⸗ 
jenigen Ausfertigungen und Verhandlungen, welche 
die Erwerbung des Bürgerrechts betreffen, zu 
beantragen. 

Auf die zu 6. 3 erhobene Anfrage eines Mitgliedes 
der Landgemeinen, ob auch die von den Dorfgerichten 
für Aufnahme von Kaufpunktationen bezogenen Gebüh⸗ 
ten als aufgehoben betrachtet werden müßten, wurde 
entgegnet, daß dieſe Punktationen nicht als Akt der 
Verwaltung ſondern der freiwilligen Gerichtsbarkeit an⸗ 
zusehen wären, in welchem das Dorfgericht als Stell⸗ 
vertreter des Gerichts fungire und auf die betreffenden 
Gebühren jene Verordnung keine Anwendung finde. 

Der Referent des Ausſchuſſes erhob hierauf den 
er; | 
j a 


Gemeinbeits⸗ und Theilungsſachen ebenfalls aufge: 
hoben werden möchten. u 

Diefem Antrage wi zweierlei Bedenken entgegen⸗ 

eſtellt. Erſtens ſp der Eingang des Geſetzes die 


Breslau, Sonnabend den 1. 


Verleger: Wilhelm Gottlieb Korn. 


Bei $. 1 ſtellte ein Mitglied der 


die Gebühren in Regulirungs⸗, Abtöſungs⸗, 


Privilegirte 
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Abſicht aus, die untern Verwaltungsbehörden in Bezie⸗ 
hung auf Sporteln⸗Erhebung den Provinzial⸗Behörden 
gleichzuſtellen. Da die General⸗Kommiſſionen als Pro: 
vinzial⸗Ablöſungs⸗Behörden Sporteln bezögen, ſo ſtehe 


März 


1845. 


Ne dacteur: N. Hilſcher. 


dem Inhalt einer von dem Fteigutsbeſiter Eduard Pelz 
in Seitendorf eingegangenen Denunziation, wegen einer 
den Gten Provinzial: Landtag beleidigenden Schrift be⸗ 
kannt. Die Verſammlung beſchloß einſtimmig im Ge⸗ 


ganz konſequent die gleiche Befugniß auch deren Unter⸗ fühl ihrer Stellung, auf dieſe Denunciatlon nicht ein⸗ 
behörden zu. Von einer anderen Seite wurde bemerkt, zugehen. Es erfolgte hierauf der Vertrag des Referats 


daß weder die General⸗Kommiſſionen, noch die Spezial⸗ 
Kommiffionen, zu den Verwaltungsbehörden gehören, 
deren Sportelweſen dieſe Verordnung betreffe. Die 
Spezial⸗Oekonomie⸗Kommiſſionen werden vom Geſetzge⸗ 
ber nirgends als untere Verwaltungsdehörden angeſehen, 
vielmehr ſeien dieſelden nur permanente Commiſſarien 
der General⸗Kommiſſion. Auf die Befürwortung des 
Ausſchuſſes, daß die hohe Liberalität, welche in dem 
Geſetz⸗Entwurf obwalte, zu der Hoffnung ermuthige, 
daß jener Antrag Berückſichtigung finden dürfe, daß 
hier nur von den Sporteln im engeren Sinne die 
Rede ſei, Diäten und Reiſekoſten aber ausgeſchloſſen 
blieben, die Ermäßigung der Koſten in Ablöſungs⸗ 
ſachen, zumal bei kleinen Antheilen ein dringendes Be⸗ 
dürfniß ſei, und die Fonds zur Deckung der Sporteln⸗ 
Ausfälle ſich aus anderen Quellen würden finden laſſen, 
wurde entgegnet: daß der Staat ſchon jetzt bereits 
20,000 Kthlr. für die General⸗Kommiſſionen zuſchieße, 
dieſe Summe würde ſich nach dem Vorſchlage des 
Ausſchuſſes bedeutend erhöhen und diejenigen würden 
dadurch zur Ungebühr mit gedeckt werden, welche bereits 
auf eigene Koſten ihre Ablöſungen bewirkt hatten, und 
daher keine Verpflichtung haben könnten, fernere Beiträge 
zu Ablöſungskoſten zu entrichten. 

Der obige Antrag wurde demnach von der Majorität 
des Landtages abgelehnt. 

Das Referat beantragte ferner; daß auch die sub 
passus 2 des §. 3 enthaltene Ausnahme der Paßge⸗ 
bühren ꝛc. von der Sportelpflichtigkeit aufgehoben und 
die Ausfertigung von Päſſen, Legitimationskarten e. 
demnach gebührenfrzi erfolgen möge, da die Paßpolizei 
mehr im Intereſſe des Staates als der Reiſenden liege. 
Die dagegen aufgeſtellte Anſicht, daß Sachen meiſt in 
eigenen Angelegenheiten der Betheiligten unternommen 
würden, Päſſe aber von den Regierungen, nicht von 


untern Verwaltungs- Behörden, von denen hier die 


Rede ſei, ertheilt werden blieb überwiegend und es 
wurde jenes Amendement verneint. Ad: p. 4 des $. 3 
bemerkte ein Mitglied der Ritterſchaft, daß eine der 
Aufnahme der Civilſtands⸗Akte der Juden in der Rhein⸗ 
provinz ähnliche Abgabe auch in Schleſien exiſtire, 
und es wurde daher beſchloſſen, im Gutachten zu 
beantragen: i 
auch in Schleſien nach dem Geſetz von 1812 ein⸗ 
geführten Einſchreibe⸗Gebühren in Juden⸗Angelegen⸗ 
heiten in jenen Beſtimmungen aufzunehmen. 

In Bezug auf die bereits bei g. 1 erfolgte Abſtim⸗ 

mung wurde zu §. 3 das Amendement geftellt 
hinter passus 4 dieſes 8. noch einen fünften zu 
beantragen, des Inhalts, welcher, wonach die in 
den beiden Städte⸗Ordnungen zugeficherteen Bür⸗ 
gerrechts⸗Gebühren 
mit unter die von der Sportelfreiheit ausgeſchloſſenen 
Kathegorien gehören ſollten. 

Im Uebrigen wurde 8. 
angenommen. 

Zu $. 4 beantragte der Ausſchuß, daß hinter dem 
Worte: Stempel, eingeſchaltet werde, Reiſekoſten und 
Diäten, weil dieſe doch unter allen Umſtänden wieder 
erſtattet werden müßten, ſo wie daß der im Entwurf 
enthaltene Ausdruck 

„uud dergleichen“ 
in der Faſſung des Geſetzes deutlicher ausgeführt werden 
möge, welchen Anſichten der Landtag beipflichtete. 

Endlich wurde das Amendement des Ausſchuſſes, 

daß die Gebühren für Gruben⸗Vermeſſungen hof⸗ 
fentlich bei der Emanation des Bürgerrechts baldige 
Erledigung finden würden, und in der Adreſſe zu 
dem vorliegenden Geſetz⸗Entwurf darauf hingedeutet 
werden möge : 

vom Landtage genehmigt. 

Es wurde hierauf der . 4 und der Geſetzentwurf 
mit den beantragten Modifikationen angenommen. In 
der 10ten Pienarfigung vom 19. Februar machte der 
Herr Landtags ⸗Marſchall die Verſammlung mit dem 


3 mit dieſen Amendements 


über die Allerhöchſte Ite Ptopoſition 
über die Anwendung der in den Städten geltenden 
feuer- und baupolizetlichen Vorſchriften dei Ge⸗ 
bäuden auf ſolchen, zum platten Lande gehörigen 
Grundſtücken, welche innerhalb der Städte oder im 
Gemenge mit ſtädtiſchen Grundſtücken liegen. 

Der referirende Zte Ausſchuß ſprach ſeine Meinung 

dahin aus: 
daß die Paragraphen des Geſetz-Entwurfs ſelbſt in 
ihrer Faſſung fo deutlich ſind, daß der Ausſchuß 
einſtimmig nicht das Mindeſte dabei zu erwähnen 
für nöthig gefunden hat, und nur wünſchen könne, 
daß dieſe Verordnung recht bald ins Leben tre⸗ 

ten möge. a 

In einet anhaltenden Debatte wurde eines Theils 
der Anttag geſtellt, daß die obigen Vorſchriften auch 
auf diejenigen Dörfer ausgedehnt werden mögen, welche 
unmittelbar an die Städte anſtoßen und als deren Fort⸗ 
ſetzung zu betrachten find, oder auf diejenigen Ortſchaf⸗ 
ten, welche zum Polizei⸗Bezirk der Städte gehören. 
Anderen Theils wurde entgegnet, daß dies, wie in den 
Beiſpielen von Breslau und Liegnitz unzuläſſig ſei, in⸗ 
dem zahlteiche Ottſchaften dann durch jene Beſtimmun⸗ 
gen benachtheiligt würden. Es kann hier nur von den 
Gebäuden auf ſolchen ländlichen Grundſtücken die Rede 
fein, welche als Enclaven zwiſchen ſtädtiſchem Grund⸗ 
eigenthum gelegen find. . 

Die auf die weitere Ausdehnung der obigen im⸗ 
mungen hinzielenden "Amendements fanden e er 
hinreichende Unterftügung und es wurden die einzelnen 
Paragraphen, fo wie der Geſetz⸗ Entwurf felbft einſtim⸗ 
mig genehmigt. 1 9 

Der Herr Landtags⸗Marſchall zeigte hierauf der Ver⸗ 
ſammlung an, daß bis zu dem eſtern abgelaufenen 
Präcluſtv⸗Termin und überhaupt 225 Petitionen, alſo 
95 mehr als an dem vorigen Landtage, zur Begutach⸗ 
tung eingegangen wären. 

Es erfolgte ſodann der Vortrag des Central⸗Aus⸗ 
ſchuſſes über mehrere Petitionen, als: 

1) des Bürgermeiſter Bauch aus Herrnſtadt, betref⸗ 
fend: die Nothwendigkeit der Begründung von Ver⸗ 
brecher⸗Kolonien, r 

in Uebereinſtimmung mit dem Gutachten des Aus⸗ 

ſchuſſes ſprach ſich der Landtag dahin aus, daß 

wegen der mit dieſer Maßregel verbundenen allzu 

großen Koſten, wegen dem Mangel von Kolonien 

und einer Marine, jener Vorſchlag, fo. wünſchens⸗ 
werth deffen Ausführung an ſich fe, fr One 

nicht Anwendung finden könne. Bei dem Man⸗ 

gel jener Verbindungsmittel würde nur die 
Deportation eintreten, man dürfe aber ſelbſt Ver⸗ 
brecher nicht an unwirthbaren Küſten ausſetzen, 
um ſie ihrem Schickſal zu en zweckmäßiger 
würde es fein, mit anderen Mächten wegen Auf: 
nahme der Verbrecher zu contrahiren. Es wurde 
ferner hingewieſen, daß bereits in einem der frü⸗ 
heren Landtags⸗Abſchiede obiger Antrag wegen der 
übergroßen Koſten abgeſchlagen worden, ſo wie daß 
der Tte Provinzial⸗Landtag bei Blauthung des 
Entwurfs zum Strafgeſetz⸗Buch zu §. 8 den 
Wunſch ausgeſprochen habe, wenn möglich in Zu⸗ 
kunft die Deportation unter die Strafarten auf⸗ 

zunehmen. 5 

Die Petition wurde daher mit überwiegender Stim⸗ 
menmehrheit zurückgewieſen. e 
2) das Referat über den in der Denkschrift des Fa⸗ 
brifbefiger Schloeffel in Eichberg bei Hirschberg, über⸗ 
reicht am 6. Februar 1845, enthaltenen zweiten Antrag 

zur Sicherung der Staatsbürger gegen verletzende 
Schritte der Vorunterſuchung gegen deren unge⸗ 
bührliche Ausdehnung, gegen verletzende unnätbige 
Verhaftungen, Hausſuchungen, Papierdur 7 
gen, gegen ‚Inquifitiong+ Deipbräuche und Kerker 
Tortuten, eine Würgfehaft mit Ertheilung eine 
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angeführt: daß das Erbitten einer Kommunal⸗Ordnung 
ſehr gewagt ſei, daß bei noch nicht ausreichender Aus⸗ 
bildung der Verhältniſſe nur ein papiernes Machwerk 
hervorgehen könne, eine Reviſion der Dorf⸗Polizei⸗Ord⸗ 
nung genüge und der Landtag nicht einen Antrag ſtel⸗ 
len möge, welcher die Aufhebung der bisher beſtehen⸗ 
den ländlichen Verhältniſſe nach ſich ziehen könnte. Daß 
der Grundſatz, Beſtehendes und Bekanntes ohne gewich⸗ 
tige Gründe nicht aufzugeben, für die Landgemeine von 
beſonderer Wichtigkeit ſei, zeige ſich durch die Handha⸗ 
bung der Städte⸗Ordnung in den kleinen Städten. Die 
Einfachheit des Zuſtandes fei für die jetzigen Verhält⸗ 
niſſe angemeſſen und der Landtags⸗Abſchied vom 30ſten 
December 1843 für die Provinz Sachſen bekunde, daß 
eben nur der Weg des Beibehaltens der vorhandenen, 
und ſich von einem hieraus entwickelnden Verhä.tniffe 
eingeſchlagen werden ſolle. Man befinde ſich jetzt nicht 
auf dem Standpunkte, welcher den Erlaß einer förmli⸗ 
chen neuen Landgemeine⸗Ordnung bedingt. Der gegen⸗ 
wärtige Mangel ſcheine nur in der Verwaltung des 
Gemeine⸗Vermögens zu liegen, für welche die Aufſtel⸗ 
lung des Etats und die Jahresrechnung mit Zuziehung 
von Gemeine⸗Repräſentanten nothwendig eine ſolche aber 
auch ſchon nach den beſtehenden Grundſätzen ohne Zwei⸗ 
fel zuläſſig ſei. 

Der Antragfteller erklärte: im Antrage liege keines⸗ 
weges der Wunſch der Aufhebung alles Beſtehenden; 
im Gegentheile könne man nur wünſchen, daß der jetzt 
noch anwendbare praktiſche Theil der beſtehenden Ver⸗ 
hältniſſe beibehalten, daß aber auch eine wirkliche Dorf⸗ 
Gemein⸗Ordnung als ein Ganzes erlaſſen werde, damit 
die Verhältniſſe des Landmanns überſichtlich und mög⸗ 
lichſt kurz, nicht ſtückweiſe, ſondern vollſtändig von den 
Betheiligten ſelbſt überſehen werden könnten und da⸗ 
durch Gemeinſinn auch in den Landgemeinen geweckt 


Habeas-Corpus-Akte nach engliſchen Grundſätzen 
bei Sr. Majeſtät dem Könige zu befürworten.“ 

Der Ausſchuß glaubte dieſe Petition nicht befürwor⸗ 
ten zu können und wurde in ſeiner Anſicht von der 
Majorität unterſtützt, weil die Einleitung der Untere 
ſuchung in irgend einer Art erfolgen müſſe, Kerker⸗ 
Torturen ſeien längſt abgeſchafft. Die Kriminal- Pros 
zeß⸗Ordnung iſt jetzt Gegenſtand der Geſetz⸗Reviſion, 
der Antrag daher unzeitig. Der Antrag auf eine Ha- 
beas-Corpus-Akte würde uns vor dem Auslande bloß⸗ 
ſtellen, der Inhalt deſſelben, an welchen ſich das Refe⸗ 
rat halten müſſe, iſt überhaupt zu weit, und um deſſen 
Ausführung zu veranlaſſen, würde Oeffentlichkeit und 
Mündlichkeit des Strafverfahrens Grundbedingung fein. 

Es wurde für den Antrag erwähnt, daß derſel de nur 
einer allſeitig anerkannten Lücke unſerer Geſetzgebung 
habe begegnen wollen. Es kämen Verhaftungen vor, 
die nicht von der Nothwendigkeit geboten werden, und 
es erſcheine angemeſſen, auf dieſe Uebelſtände Allerhöch⸗ 
ſten Orts aufmerkſam zu machen. 

Die ke 3 dem Referate des Aus⸗ 
ſchuſſes bei und die Petition wurde überwiegend abge⸗ 
3 Zte zur Berathung gebrachte Petitions⸗Antrag 
des Comité's des Aktienvereins für den Bau einer 
Chauſſee von Trachenberg über Stroppen und Wohlau 
nach Maltſch und einer Brücke bei Maltſch, eingereicht 
vom Herrn Fürſten von Hatzfeldt, iſt dahin gerichtet, 
Se. Majeſtät den König zu bitten 

a, die auf 8000 Rthlr. pro Meile bewilligte Staats: 

Prämie auf 6000 Rthlr. zu erhöhen; 
b. wo die Chauſſee königliches Domänen⸗ oder Ferſt⸗ 
land berührt, das erforderliche Land unentgeltlich 
u gewähren; 
0. Bann eventuellen Brückenbau erforde liche Holz 
nach der niedrigſten Taxe verabfolgen zu laſſen 5 
d. den Brückenzoll ohue Entschädigung für die bis 
jetzt vorhandene königliche Fähre dem Vereine zu 
überlaſſen, 
der referirende Ansſchuß befürwortete dieſe Auträge. Es 
wurde, obwohl man ſich allſeitig für dieſelben aussprach, 
nun das Bedenken hervorgehoben, daß der Staat dieſe 
Anträge, wenn ſolche bei den Behörden angebracht wer⸗ 
den, auch ohne Befürwortung genehmige. Darauf wurde 
von dem Herrn Ueberreichenden des Antrages erwähnt, 
daß jene Geſuche längſt angebracht wären, daß der Be⸗ 
ſcheid noch nicht ergangen, ein Vertrag auch noch nicht 
geſchloſſen iſt. Die Nützlichkeit des beſchloſſenen Straßen⸗ 
baues anerkennend genehmigte der Landtag die nach den 
vier Petitionen einzeln zur Abſtimmung gebrachten An⸗ 
teäge mit überwiegender Stimmenmehrheit. 

4) ein Schreiben des Frhrn. v. Strachwitz auf Groß⸗ 
Weigelsdorf vom Aten d. Mts. mit 4 Nummern der 
Zeitſchrift für Recht und Beſitz 

iſt nach Beiſtimmung der Verſammlung zu dem 
Gutachten des Ausſchuſſes nicht als Petitions⸗An⸗ 
trag anzuſehen und nur zu berückſichtigen bei den 
künftig zur Sprache kommenden Anträgen über 
die Verhältniſſe der arbeitenden Klaſſe. + 

5) auf den Petitions⸗Antrag des Kaufmann Morig 

in Schweidnitz vom 1. Februar 1845, 
die Einführung von Kreuzleinen beim Fahren auf 
den Landſtraßen in unſerer Provinz betreffend, hat 
der Ausſchuß nicht eingehen zu können befunden, 
weil die Angelegenheit nicht erheblich genug und 
die beantragte Art des Fahrens auch ohne geſetz⸗ 


liche Beſtimmungen, ſobald das Bedürfniß 55 
e 


neues voluminöſes Grundgeſetz für die Landgemeinen, 
im Gegentheil nur auf eine überſichtliche, möglichſt kurze 
Zuſammenſtellung ihrer Rechte und Pflichten gerichtet. 
Wenn eines Theils gewünſcht werde, es möge der Land⸗ 
tag einen förmlichen neuen Entwurf befürworten, fo 
liege dies nicht in dem Petitions⸗Antrage, indem ſchon 
in einem frühern Landtags⸗Abſchied der vom Landtage 
vorgeſchlagene Entwurf zurückgewieſen worden, und es 
weit wünſchenswerther ſei, daß Se. Majeſtät der König 
geruhen möge, einen höheren Orts ausgearbeiteten Ent⸗ 
wurf dem nächſten Provinzial⸗Landtage zur Beachtung 
vorzulegen. + 

Die Vertreter der Landgemeinen traten dem allge: 
mein gehaltenen Antrage ausdrücklich bei unter Erwäh⸗ 
nung der Nothwendigkeit eines klaren Bewußtſeins des 
Landmannes über ſeine Rechte und Pflichten im Ge⸗ 
mein⸗Verbande. Der Einwand: als ſeien die Verhält⸗ 
niſſe noch nicht auf den Standpunkt gediehen, um den 
Erlaß eines ſolchen Geſetzes zu erbitten, wurde dadurch 
widerlegt, daß während der Dauer des jetzigen Landta⸗ 
ges bei der Berathung über die Feld⸗Polizei⸗Ordnung 
und des polizeilichen Verfahrens gegen das Geſinde, die 


ausgeſtellt hätten. 
In der hierauf erfolgten Abſtimmung wurde mit 55 
gegen 26 Stimmen der Petitions⸗Antrag 
um Erlaß einer Land⸗Gemein⸗Ordnung zu bitten, 
genehmigt. 
— 
Provinz Brandenburg. 
Berlin, 25. Februar. (Spen. u. Voſſ. 3.) Wie 
in der erſten Bekanntmachung über das Zuſammentteten 


usſtelle, umfangreicher werden würde. er 
Se ſtimmte dieſem Gutachten ohne De⸗ des märkiſchen Landtages bereits erwähnt worden, wandte 
batte bei. ſich deſſen Thätigkeit zunächſt der Berathung des Ent⸗ 


wurfes eines märkiſchen Provinzial⸗Rechts zu. Der 
vorbereitende Ausſchuß hat über das bezügliche umfang⸗ 
reiche Material ein ausführliches Gutachten erſtattet, 
welches gedruckt (auf 154 Quartfeiten) den Mitgliedern 
des Landtags vorliegt. In ſieben Plenar⸗ Sitzungen 
hat hierüber die Berathung ſtattgefunden. Zu erwähnen 
iſt noch, daß in der fünften Plenar⸗Verſammlung auf 
Befehl Sr. Maj. des Königs die Wahl der Mitglieder 
des bleibenden Ausſchuſſes nach den Vorſchriften des 
Geſetzes vom 21. Juni 1842 vorgenommen ward, und 
daß die 7te und Ste Plenar⸗Verſammlung ausſchließlich 
und die Ike zum Theil mit Verleſung und Anhörung 
der 66 beim Landtage auf verfaſſungsmäßigem Wege 
eingegangenen Petitionen ſich beſchaͤftigte. Die ein⸗ 
zelnen Bittſchriften wurden vom Landtags⸗Marſchall den 
verſchiedenen Ausſchüſſen Behufs der Vorbereitung zur 
Plenar⸗Berathung überwieſen. Nur eine Petition fand 
ſofort ihre Erledigung, nämlich der Antrag einer Stabts 
verordneten⸗Verſammlung wegen Abänderung des 6. 29 
des Geſetzes vom 1. Ju i 1823, wonach des Königs 


eiter erfolgte der Vortrag 

6) 855 irferate über die Petition des Herrn Büͤr⸗ 
germeiſter Facilides aus Neuſalz vom 31. Januar c., 
welcher die hülfsbedürktigen Veteranen aus den deutſchen 
Freiheitskriegen der Gnade Sr. Majeftät des Königs 
empfohlen wiſſen will und ſubmittirt : 

a. die notorıfch hülfsbedürftigen Vaterlands⸗Verthei⸗ 

diger von der Klaſſenſteuer ganz zu entbinden, 

b. denſelben auf ihren Antrag Civil⸗Verſorgungsſcheine 

zu bewilligen und 

c. bis zu ihrer Anſtellung ihnen ein Wartegeld zu 

gewähren. Der Antrag iſt vom Ausſchuß befür⸗ 
wortet und vom Landtage genehmigt worden. 

7) der letzte, heut zur Berathung gelangende Peti⸗ 
tions⸗Antrag war der des Bürgermeisters Dittrich aus 
Reinerz vom 10. Februar 1845 dahin gerichtet, 

des Königs Majeftät um Erlaß einer Landgemeine⸗ 
Ordnung allerunterthänigſt zu bitten. 
Das Referat des Central⸗Ausſchuſſes befürwortete den 
Antrag Behufs der Erhebung zur Petition. 

In der hierauf folgenden Debatte machten ſich zweier⸗ 5 
lei Bemerkungen geltend. Die eine in Erwägung, daß jedesmaligen Landtags⸗Marſchall aus den Mitgliedern 
eine Reviſton der Verhättniffe der Landgemeinen zu ers des erſten Standes zu ernennen. 
warten ſtehn und vielleicht bereite eingeleitet fein dürfte, dald als befeitigt angeſehen und 
daß nun das Sichten der betreffenden Verhältniſſe mit werden. f 
zeitgemäßen Ergänzungen, ſo wie die Zuſammenſtellung 5 — 
des Beſtehenden für den Landmann nothwendig fei, die Provinz Weſtfalen. 
andere Meinung erachtete eine förmliche, den jegigen | In der dritten Plenatſißung des weſtfäliſchen Pros 
Verhältniſſen der Landgemeine angemeffene Kommunal⸗ vinziallandtages vom 14. Febr. wurden zunächſt Bes 
Ordnung für wünſchenswerth. Für die erſtere Meinung wurde ſtimmungen über Redaction und Abdruck der Landtags⸗ 


fo zurückgegeben 


— 


werde. Der Antrag ſei demnach keinesweges auf ein 


Mängel der jetzigen Gemeine⸗Verfaſſung ſich klar her⸗ 


Majeſtät es Allerhöchſt ſich vorbehalten haben, den 


Die Petition ward 


f Protokolle getroffen. Sodann wurde die Ste Allerhöchste 
Propojition „das polizeiliche Verfahren gegen das Gr 


ſinde betreffend,“ zum Vortrage gebracht. 


— — 


f Inland. 

Berlin, 27. Februar. — Se. Majeſtät der König 
haben Allergnädigſt geruht, den Majors a. D. v. Poyda 
und Schmidt I., dem Hauptmann a. D. Lentze, 
dem Landſchafts-Maler Elſaſſer in Rom und dem 
Steuer⸗Einnehmer Roeder in Beelen, Kreis Waren⸗ 
dorf, den rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe; ſo wie dem 
Schönfärber C. E. Reinhardt zu Sachſa, das Allge⸗ 


meine Ehrenzeichen; und dem Reg.⸗Rath Stein kopf 


zu Frankfurt a. d. O. den Charakter als Geh. Reg.⸗ 
Rath zu verleihen; den Land⸗ u. Stadtgerichts⸗Director 
Ribbentrop zu Deutſch⸗Krone zugleich zum Kreis⸗ 
Juſtizrath des Deutſch⸗Kroner Kreiſes zu ernennen; und 
dem Uhrmacher Jean Amadée Fontaine zu Königs⸗ 
berg in Preußen das Prädikat als Hof ⸗ Uhrmacher zu 
verleihen. 
Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geru 

dem Wirkl. Geh. Ob.⸗Reg.⸗Rath Dr. 1 m 


die Anlegung des ihm verliehenen Kommenthur⸗Kreuzes 


des Civil-Verdienſt⸗ Ordens der b 
geſtatten. ens der bayeriſchen Krone zu 


Der königl. 


daͤniſche außerordentli 
bevollmächtigte iche Geſandte und 


Miniſter am hieſigen Ho e, 
Reventlow, iſt von Holſtein hier a e = 
Bei der am 26ſten fortgeſetzten Ziehung der ten 
Klaſſe 91. königl. Klaſſen⸗ Lotterie fiel 1 Gewinn auf 
1000 Rehlr. auf No. 18721; 2 Gewinne zu 500 Rtl. 
fielen auf No. 1414 und 58379; 2 Gewinne zu 200 
e No. 12401 und 60808, und 4 Gewinne 
g 5 ) 
5 9685 Rthlr. auf No. 23085 59087 67522 und 
Unter dem Titel: „Die Verhältniſſe des königl. Ser⸗ 
handlungs⸗Inſtituts und deſſen Geſchaͤftsführung und 
induſtrielle Unternehmungen“ hat Se. Excell. der Geh. 
Staatsminiſter und Chef des Seehandlungs⸗Inſtituts, 
Rother, ſo eben, zufolge Allerh. Ermächtigung, aus An⸗ 
laß der gegen das Inſtitut gerichteten Angriffe, eine 
Denkſchrift (91 S. gr. 4.) veröffentlicht, welche zu⸗ 
nächſt folgende k. Kabinetsordre enthält: „Die in Ih⸗ 
rem Berichte vom 30. November v. J. enthaltene 
lichtvolle Darſtellung der Entſtehungs⸗ und Entwicke⸗ 
lungs⸗Geſchichte der Seehandlung und ihrer merfantiti- 
ſchen und induſtriellen Unternehmungen hat aufs Neue 
die Ueberzeugung in Mir befeſtigt, daß dies Inſtitut 
unter Ihrer, nunmehr fünf und zwanzigjährigen, eden 
ſo kräftigen, wie einſichtsvollen Leitung ſtets bemüht ge⸗ 
weſen iſt, dem vaterländifchen Hand l und Gewerbfleiße 
neue Bahnen zu brechen und das 
durch ſachkundige Anleitung, eigenes Beiſpiel und Unter⸗ 
Ideen aller Art zu fördern. Wenn ungeachtet ſol⸗ 
cher gemeinnützigen Beſtrebungen und ihrer meiſt glück⸗ 
lichen Eefolge, in neuerer Zeit bei einem Theile der Ge: 
erbwetreibenden eine mehrfach laut gewordene Mißſtimraun 
gegen die Seehandlung ſich verbreitet hat, ſo kann Ich Mich 
doch durch dieſe, hauptſächlich auf Unkenntniß der Verhaͤltniſſe 
beruhenden, Anfeindungen zu einer Hemmung der wohlthä⸗ 
tigen Wirkſamkeit des genannten Inſtituts um ſo weni⸗ 
ger bewogen ſinden, je ſicherer Ich von Ihrer Umſicht 
erwarten darf, daß es Ihnen auch ferner gelingen wird 
mit einer lohnenden Verwaltung der gewerblichen Aw 
lagen deſſelben möglichſte Schonung der Privat⸗Induſtrie 
und beſonders der kleineren Gewerbetreibenden zu vetel⸗ 


nigen, deren Einzeln⸗Intereſſen durch größere induſtrielle 


Anſtalten leicht gefährdet werden können. i 
en eine weitere Ausdehnung der ee is 
nehmungen der Seehandlung, im eigenen Intereſſe der 
beteren, für jetzt nicht für angemeffen erachten, ſo will 
Ich auf Ihren Antrag hierdurch beſtimmen, daß neue 
Fabrik⸗Anlagen, mit Ausnahme der nach Inhalt Ihres 
Berichts vom 30. Nod. v. J. ſchon eingeleiteten Anz 
lage einer Flachsſpinnerei zu Bromberg und der Dampf 
ſchifffahrt auf der oberen Oder, von derſelben nicht mi 
ter unternommen werden ſollen. Nur in außergewöhn⸗ 
lichen Fällen und aus überwiegenden Gründe 2 — 
allgemeine Landeswohlfahrt behalte Ich Mir I 7 
Ihre e Ausnahmen hiervon Gee 
u laſſen. — rigens halte 3 
Jbers Berichts vom 30. Nn Se ee 
Mittel, die bei einem Theile des Publikums e 
den re und Mißverſtändniſſe über die Unterneh 
mungen der e zu berichtigen und der ver⸗ 
erſelben allgemeine Anetken 
5 b Sun tige 8 5 jenen Bricht 
f nad), ne 
öffentlichen Kenntniß zu bringen. 0 f 2 2 ae 


Berlin, den 14, Februar 1845, 


Friedrich Wilhelm. 
ve; Be ats mine Rother,” 5 * 
n, 24. Februar, — Die einzelnen Etabliſſe⸗ 


Bari Seehanbtung, welche in der geſtern ſchon er⸗ 
ſprunge und deldiaungeſchriſ derſelben nach ihrem Ur⸗ 
ſind der Mono nttigen Beſtande beleuchtet werden, 
del, di Handel, die Patentpapfer⸗Fabrik, der Alaun⸗ 
— Webel. vr ine iger min in Oranienburg / 
g die am ifffahrt, d en⸗ 
Schneidewaaren⸗Fabrik in — 5 N N 


Gedeihen derſelben 


und der Mehlhandel, die Maſchinen⸗Bauanſtalt zu Bres⸗ 
lau, die Kammwollen⸗Garn⸗Spinnerei in Breslau, die 
Maſchinen⸗Wollen⸗Weberei zu Wiftegiersdorf, die Flachs⸗ 
garn⸗Maſchinen⸗Spinnerei in Erdmannsdorf, die Maſchi⸗ 
nen⸗Leinengarn⸗Spinnerei zu Landeshut, das Zink⸗Walz⸗ 
werk zu Thiergarten bei Ohlau, die Baumwolle⸗Spinne⸗ 
rei und Weberei zu Eiſersdorf bei Glatz. Die meiſten 
dieſer Etabliſſements find bereits in einzelnen Aufſätzen, 
die entweder in den hieſigen Blättern oder in andern 
Zeitſchriften erſchienen, vom Standpunkte der Seehand⸗ 
lung aus vertheidigt worden. Die vorliegende Schrift 
weiſt daranf hin und erwähnt dabei in der Regel, daß 
ie genannten Aufſätze einen offiziellen Charakter hätten. 
uch ſind dieſelben in der zweiten Brochüre des Stadt⸗ 
datys Riſch zuſammengeſtellt und näher beſprochen wor: 
den. um in dieſen verſchiedenen Einzelnheiten ganz 
klar zu ſehen, bedarf es einer genauen Vergleichung der 
verſchiedenen Angaben, aus denen von beiden Seiten die 
entgegengeſetzten Folgerungen gezogen werden. 
muß zugeſteben, daß in det Vertheidigungsſchrift der 
handlung die Einzelnheiten, beſonders die Zahlenver⸗ 
tniffe, mit großem Geſchick gehandhabt werden und 
daß dadurch der unbefangene Leſer leicht zur Ueberzeu⸗ 
zung geleitet werden kann, die Wahrheit befinde ſich 
auf dieſer Seite. Aber man darf nicht vergeſſen, daß 
es mit einer Parteiſchrift zu thun hat, was wenig⸗ 

ſtens von den beiden Brochüren des Stadtraths Risch 
M viel geringerem Maße gilt. Auf dieſer Seite iſt 
man berechtiget, eine größere Unbefangenheit anzunehmen. 
Da eine Beleuchtung der Einzelnheiten, abgeſehen von 
dem Mangel des dazu gehörigen Materials, ſich ſür ei⸗ 
Zeitungs⸗ Artikel nicht eignen möchte, ſo wenden wir uns 
in den Schlußſätzen der in Rede ſtehenden Vertheidi⸗ 
gungsſchrift, in welchen das Reſumé aller der detaillir⸗ 
ten Behauptungen und Ausführungen in Bezug anf die 
einzelnen Etabliſſements gegeben wird. Die Vertheidi⸗ 
gung weiſet mit einer Art Entrüſtung den Vorwurf zus 
rück, daß die Seehandlung mit ihren Mitteln lediglich 
inn ſuchend, „ſich in die beliebteſten bürgerlichen 
werbe eingedrängt habe.“ Die Oranienburger Fabrik, 
die Patent⸗Papier⸗Fabrik, die Fabrik zu Eiſersdorf waren zu 
runde gehende Privatunternehmungen, die die See⸗ 
andlung ſämmtlich mit bedeutenden Mitteln unterſtützte; 
n Folge deſſen die beiden letzteren in der Form ihrer 
urſprünglichen Errichtung lediglich erhalten ſind, wogegen 
die Oranienburger Fabcik ihrer allgemeinen Nützlichkeit 
und der eigenen bedeutenden Vorſchüſſe wegen zuletzt ge⸗ 
kauft werden mußte, weil ſich trotz vielen Ausgebots 
kein anderer Käufer dafür finden wollte. — Das Sai⸗ 
gerhüttenwerk zu Hohenofen, die Ohlauer Mühle, das 
Erudeliusſche Grundſtück nebſt der Conceſſion zur Pots⸗ 
damer le find Etabliſſements, die lange Zeit 
auf die mannichfachſte Weiſe vergeblich ausgeboten wur⸗ 
den und die die Seehandlung endlich kaufte, ohne daß 
fie irgend Jemand von dem Unternehmen zurückdrängen 
konnte, für die es keine Liebhaber gab. Das Wollge⸗ 
ſchäft, der Ankauf der Bromderger Mühle ſind Unter⸗ 
nehmen, die ſie lediglich im Intereſſe der Producenten 
und der allgemeinen Landes⸗Kultur errichten und über⸗ 
nehmen mußte. — Was endlich die Beſchwerden anbe⸗ 
trifft, die den einzelnen techniſchen Unternehmen in Be 
zug auf ihre Wirkung in der allgemeinen Concurrenz 
entgegengeſtellt werden, ſo tragen dieſe ſämmtlich das 
eptäge der Unrichtigkeit und nicht minder der gänzlichen 
enntniß des wirklichen Sachverhältniſſes an ſich. 
Solche Behauptungen und Folgerungen entwickelt die 
Vertheidigungsſchrift aus ihren Mittheilungen der ein⸗ 
zelnen Fakta, durch welche die Seehandlung gleichſam 
call, wo fie in bürgerliche Gewerbe eintrete, dazu ge: 
Woungen und gedungen worden fei, Zum Schluß der 
Schrift wird noch ein Punkt vertheidigt, auf den gleich⸗ 
falls mannigfache Angriffe gerichtet wurden. „Es ſcheint 
nämlich in der Thatſache, bemerkt dieſelbe, daß der Ge⸗ 
ſchäfts betrieb dieſes Inſtituts keine Kolumne in dem all⸗ 
gemeinen Etat der Staats⸗Einnahme und Ausgabe fin⸗ 
det, deshalb etwas Myſtertöſes gefunden zu werden, weil 
dadurch nicht zu überſehen ſei, an welchen Unternehmen 
n gewinne oder verliere und wohin überhaupt die Ueber: 
ſchüſſe deſſelben fließen. Abgeſehen davon, daß ein Man⸗ 
gel, wie er damit doch offenbar angegeben werden foll, 
wohl nicht der Seehandlung als ſolcher zur Laſt gelegt 
werden könnte, ſo ſcheint der Grund, weshalb das 
taatsbudget ihrer Bilance nicht erwähnt, doch auch 
inesweges ſo unerklärlich, vielmehr der vaterländiſchen 
aatsverfaſſung nach ſogar natürlich zu fein,“ Die 
eehandlung wird ſodann als ein Inſtitut dargeſtellt, 
mit ſeinen ihm gehörigen Fonds operire — vielleicht 

hrt es das Prädikat königlich nur wie fo mancher an⸗ 

er Gewerbtreibende. — Hiernach liegt es in der Natur 
Sache, behauptet die Vertheidigungsſchrift, daß, ſo 

ge die Seehandlung nicht gänzlich aufgelöſt wird, dem 
uugemeine Staatsfonds weder ein Recht auf die durch 
le ſelbſt erworbenen Fonds, noch eine theilweiſe Ein⸗ 
niehung der daraus ſich jährlich ergebenden Revenuen 
zuſteht. Wogegen es ſich aber auch ganz unbedingt von 


feldſt verſteht, daß mit ihrer gänzlichen Auflöfung ihr 


ganzes Vermögen nur lediglich wieder dem Staatsver⸗ 
Mögen anheimfallen muß.“ Mit dieſer Darſtellung wird 
e Seehandlung glauben, das Verlangen erfüllt zu 
welches noch in ſeiner letzten Schrift der Stadt⸗ 


Man 


443 — 
rath Riſch mit folgenden Worten stellte: „Sie veröffent⸗ 


dieſem Jahre ſelbſt bei dem märkiſchen Landtage Peti⸗ 


liche eine hiſtoriſche Darſtellung ihrer Entſtehung und der tionen eingebracht und einzubringen verſucht worden ſind, 


Begründung ihrer einzelnen Etabliſſements! Sie ver⸗ 
ſuche es, zu beweiſen — wir wünſchen es zur Beruhi⸗ 
gung der Gemüther und zur Rechtfertigung ihrer Ein⸗ 
griffe in die bürgerlichen Gewerbe und des dadurch be⸗ 
reits ſchon geſtifteten Unheils und vielfachen Schadens 
— daß ihre Intentionen nur ſtets darauf gerichtet ge⸗ 
weſen ſind, dem Allgemeinen nützlich und förderlich zu 
fein!” Dies hat die Seehandlung nunmehr gethan. 
Ja ſie iſt ſoweit gegangen, was Riſch für unmöglich 
hielt, fie hat ihre Einwirkung als eine unbedingt noth⸗ 
wendige zu beweiſen verſucht. In ſeiner zweiten Bro⸗ 
chüre ſprach der Stadtrath Riſch die darauf bezügliche 
Warnung aus: „Nur wage ſie es nicht den Beweis anzu⸗ 
treten, daß die erzielten Reſultate auf keine andere Weiſe 
zu erreichen waren, daß ihre Einwirkung auf die bür⸗ 
gerlichen Gewerbe eine nothwendig bedingte ſei.“ Da 
der Verſuch dazu nun aber gerade in der erwähnten 
Vertheidigungsſchrift faſt überall an die Spitze geſtellt 
iſt, fo bildet dies eine ziemlich direkte Aufforderung zu 
einer abſchließlichen Beleuchtungsſchrift, der ſich der Stadt: 
rath Riſch kaum wird entziehen können. 


* Berlin, 26. Februar. — Die Theilnahme an 
den Landtags ⸗ Verhandlungen iſt bei uns nach außen 
gerichtet, vorzüglich aber auf den rheiniſchen Landtag, 
in welchem die Volkswünſche und Zeitbedürfniffe vielleicht 
nur deshalb ihren beſtimmten und lautern Ausdruck er⸗ 
halten, weil in jener Provinz die Abſonderung und Tren⸗ 
nung der Stände am meiſten geſchwunden ſind, die 
Rechtsinſtitutionen aber die feſte und geſicherte Grund⸗ 
lage für das Bewußtſein und die Erhedung zu einem 
freien Staatsbürgerthum bilden. Dieſen Verhältniſſen 
entſpricht auch die Zuſammenſetzung der rheiniſchen Pro⸗ 
vinzialſtände, indem dieſelben durch fünf Mitglieder aus 
den Fürſten und Standesherren, 25 Vertreter der Rit⸗ 
terſchaft, eben ſo viele aus den Städten und gleichfalls 
aus den Landgemeinden gebildet worden find. Achtzig 
Mitglieder bilden ſomit den rheiniſchen Landtag, während 
zwei und neunzig zum ſchleſiſchen gehoren. Dieſe Zah⸗ 
len entſprechen etwa dem Verhältniſſe der Bevölkerung 
in beiden Provinzen, indem Schleſien nahe an 3 Mill. 
Menſchen zählt, und in der Rheinprovinz etwa 2,600,000 
leben. Aber wie ganz anders ſtellt ſich die Proportion 
der Vertretung heraus. Während in der Rheinprovinz 
die Städte und Landgemeinden 50 Vertreter haben ge⸗ 
genüber den 31 Adgeordneten des hohen Adels und der 
Rittergutsbeſſtzer, bilden die beiden letzteren Stände in 
Schleſien eine Zahl von 46 Stimmen, denen gegenüber 
Städte und Landgemeinden auch nur durch 46 Stim⸗ 
men vertreten ſind. Es ſteht Verſchiedenheit der 
Vertretung allerdings in genauer Verbindung mit den 
verſchiedenartigen Beſitzverhältniſſen in beiden Provinzen, 
worüber man intereſſante und belehrende Notizen in einer 
kürzlich erſchienenen Abhandlung von Al. Schneer, „die 
Dismembrationsfrage” findet. In den aus offiziellen 
Mittheilungen entnommenen und der erwähnten Schriſt 
beigefügten Generals Tabellen über die ländlichen Beſitz⸗ 
Verhältniſſe findet man z. B., daß im Regierungs⸗Bezik 
Breslau auf eine Geviert⸗Meile 5 7/% Rittergüter, 47 9% 
größere Bauergüter, 46 kleinere Bauergüter und 185% , 
ganz kleine Eigenthümer kommen, während ſich daffeibe 
Verhältniß im Reg.⸗Bezirk Köln nach folgenden Zahlen 
darſtelt: 2710, 32¼, 265% 446 ½%. Da unſert 
ganze ſtändiſche Vertretung einzig und allein vom Be⸗ 
fige des Grundes und Bodens abhängig gemacht iſt, fo 
müſſen natürlich ſolche Verhältniſſe, wie die angeführten, 
auf die Vertretung ſelbſt von üderwiegendem Einfluß 
ſein. — Einen ungleich höheren Einfluß aber auf das 
politiſche Leben der Rheinprovinz, wie es ſo eben wieder 
durch die dortigen Landtags⸗Verhandlungen ſich offenbart, 
üben die Kräfte und Mächte des öffentlichen Rechtsver⸗ 
fahrens, der geſammten Rechts⸗Inſtitutionen, wie fie dort 
ſo tief in das Bewußtſein des Volks eingedrungen ſind. 
Es iſt eine allem Zweifel enthobene Thatſache, daß ein 
Volk, welches frei ſein will, gerecht zu ſein weiß. Dazu 
gehört aber das Bewußtſein des Rechts vor allen Din⸗ 
gen, das wieder nicht anders erworben werden kann, als 
durch Leſen, Uebung, Leben in den Rechtsinſtitutionen 
und deren Anwendung. Jede politiſche und ſoctale Ent⸗ 
wickelung eines Volkes iſt dadurch bedingt. In der 
Rheinprovinz ſteht daher das Verlangen nach politiſcher 
Entwickelung, wie auch ſchon die allgemeine und üder⸗ 
einſtimmende Weiſe des Ausdrucks bekundet, in folgerech⸗ 
ter Verbindung mit feinen Rechteinſtitutionen; was auch 
die Reaktion längſt ſchon begriffen hatte, indem ſie ihre 
beharrlichen Angriffe ununterdrochen ſeit länger als zwanzig 
Jahren auf die letzteren richtete, um eine ſolche Anoma⸗ 
lie aus unſerm Staatsorganismus fortzuſchaffen. Der 
Erfolg hat freilich dieſe Anſtrengungen nicht gekrönt; 
ſondern ſie haben im Gegentheil dazu beigetragen, den 
Zeitpunkt näher zu rücken, an welchem vielleicht jene 
Ausnahme zur Regel erheben werden dürfte. Denn ob⸗ 
| gleich der rheinifche Landtag, bedingt durch die vorher 
erwähnten Verhältniſſe, gegenüber den andern ſtändiſchen 
Verſammlungen die Wünſche des Volks in größerer Ueber⸗ 
8 zu vermitteln und an die Stufen des Thro⸗ 
nes zu bringen befähigt iſt, fo iſt es doch ein bemer⸗ 
kenswerthes Zeichen der politiſchen Entwickelung, daß in 


woran noch vor einigen Jahren kaum gedacht wäre. 
Denn man muß es einräumen, der märkiſche Landtag 
befindet ſich ähnlich dem theiniſchen in einer ganz eigen⸗ 
thümlichen, nur entgegengeſetzten Poſition. Et beſteht 
bekanntlich aus 36 Mitgliedern der Mitterſchaft, aus 23 
(ſtädtiſchen und 12 bäuerlichen Abgeordneten. Die Rit⸗ 
terſchaft alſo iſt ohne Weiteres, ſobald ſie in ſich ein 
ſtimmig iſt, in der abſoluten Majorität bei 
jeder Frage, über welche etwa die ſtädtiſchen und 
bäuerlichen Abgeordneten einſtimmig wären. Um aber 
die Stellung des märkiſchen Landtages richtig zu wür⸗ 
digen, darf man nicht überſehen, daß er ſich unter den 
Augen des Hofes verſammelt, wie denn gewiß auch der 
Umſtand bemerkenswerth erſcheinen dürfte, daß der mär⸗ 
kiſche Landtagsmarſchall zugleich die Funktion eines Hof⸗ 
marſcha lles verſieht. 


Berlin, 26. Februar. — Se. Excellenz der 
Ober⸗Hofmeiſter von Schilden hat leider durch einen 
Fall auf der Straße den rechten Arm gebrochen. Ob⸗ 
ſchon der Zuſtand des Kranken weiter nicht gefährlich 
iſt, ſo ſchenkt man jenem Herrn, bei ſeinen ausgezeich⸗ 
neten Eigenſchaften, allgemeine Theilnahme. — Soviel 
wir wiſſen, iſt der zum franzöſiſchen Geſandten in Rom 
deſignirte Herr Roſſi Proteſtant. Er, jetzt Pair von 
Frankreich, ſtammt aus Genf und war ſpäter Profeſſor 
der Staatswiſſenſchaften in Paris. — Die neueſte Num⸗ 
mer der Hamb. Börſenhalle enthält aus Kopenhagen 
eine Replik auf den bekannten Sundzollartikel der Allg. 
Preuß. Ztg. Dieſe Replik iſt darum wichtig, weil ſie 
eine halboffizielle Sprache führt und weil ſie aus ihr 
hervorzugehen ſcheint, daß die däniſche Regierung bei 
ihren bisherigen Anſichten zu verbleiben gedenkt. — 
Der Sohn unſers berühmten Rückert geht als Privat: 
dozent nach Bonn. Man hat wiederholentlich das Ge⸗ 
rücht verbreitet, Schelling gedenke wieder nach München 
überzuſiedeln. Soviel wir vernehmen, iſt kein Wort 
davon wahr. — Es hat vielleicht Intereſſe zu erfahren, 
daß die kleine Schrift „Ein Friedenswort zur Löſung 
der religiöſen Streitfrage“ von einem Sohne des Mini⸗ 
ſters v. Savigny herrührt. — Dieſer Tage wird die 
Adreſſe an den Herrn Biſchof Arnoldi von hier abgehen, 
die bereits gegen 1000 Unterſchriften zählt, darunter 
viele Notabilitäten und Geheimeräthe. — Fortwährend 
erhält ſich die wichtige Kunde, daß Herr v. Geiſſel hiet⸗ 
herzukommen im Begriffe ſtehe. — Mit der geſtern 
Abend erſchienenen Allg. Pr. Ztg. wurde an die hieſigen 
Abonnenten eine Broſchüre über die der Seehandlung 
bisher gemachten Vorwürfe ausgegeben. — Die Be⸗ 
mühungen, in Schleſien eine kathol. und politiſche Ztg. 
zu gründen, dauern fort; doch iſt wenig Hoffnung vor⸗ 
handen, daß irgend etwas zu Stande kommt, obſchon 
es an reichlichen Kapitalien nicht fehlen mag. Die Re⸗ 


gierung ſcheint nicht geneigt, den Gegenfägen neue Dr: 
gane zu verleihen. { 

Berlin, 26. Februar. — Zu den allerneueſten 
Veränderungen in der Armee gehört die in dieſen Ta⸗ 
gen erfolgte Verabſchiedung mehrerer hohen Offiziere. 
Unter ihnen befindet ſich der Generals Lieutenant und 
Commandant der Stadt und Feſtung Stralſund, von 
Borſtell, der jüngere Bruder des im vorigen Jahre 
mit Tode abgegangenen Generals der Cavallerie und 
Präſes der General-Ordens⸗Commiſſion v. N. Nach⸗ 
richten aus Minden zufolge ſoll der daſige Comman⸗ 
dant, General⸗Lieutenant von Bopen, ſehr ſchwer er⸗ 
krankt darnieder liegen. — In Beziehung auf die aus⸗ 
wärtigen Verhältniſſe im Allgemeinen und unſere Hans 
delsverhältniſſe mit fremden Staaten insbeſondere, hört 
man ſelbſt von hochgeſtellten Perfonen die höchſt wich⸗ 
tige und intereſſante Nachricht wiederholen, daß ſich die 
in Ausſicht geftellten Vereinbarungen mit Brafilien, in 
Beziehung auf Handel und Schifffahrt weit über den 
deutſchen Zollverein ausbreiten oder ausdehnen werden. 
Man bringt fie nämlich jetzt mit den Annäherungsver⸗ 
ſuchen in Verbindung, die ſchon ſeit Jahr und Tag 
zwiſchen den deutſchen und franzöſiſchen Handelsintereſſen 
unter der Vermittelung des ſchon durch den Handels⸗ 
und Schifffahrts⸗Vertrag von Brüſſel in manchen Be⸗ 
ziehungen dem deütſchen merkantiliſchen Bunde ange⸗ 
hörigen Belgiens vorgeſchlagen find. Die baldige Rück⸗ 
kehr des Marquis v. Dalmatien aus Paris auf ſeinen 
hieſigen Geſandtſchaftspoſten, und der Umſtand, daß der 
Vicomte v. Abrantes, der übrigens noch dis jett keine 
Audienz bei dem Monarchen gehabt hat, häufig Unter⸗ 
redungen ſowohl mit dem gedachten franzöſiſchen, wie 
mit dem beleiſchen an unſerm Königl. Dofiager bevoll⸗ 
mächtigten Miniſter, General Willmar, hat, hält man 
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cheiligünng an fenen inportunten Unterhandlungen. Der 
Marqufs b. Dalmatien war auch der erſte von den Ge⸗ 
fandten der großen Mächte, der dem gedachten hier an⸗ 
weſenden braſilianiſchen Miniſter zu Ehren vor einigen 
Tagen ein großes diplomatiſches Diner gab. Am Tage 
datauf folgte der Graf v. Weſtmoreland dieſem Bei⸗ 
ſpiele, und es finden nun faſt täglich Diners und Aſſem⸗ 
bleen, motivitt durch die Ankunft der braſilianiſchen Ge⸗ 
ſandtſchaft, in den Häuſern unſerer fremden Diplomaten 
ſtatt. Heute giebt der wirkl. Geh. Rath Graf Redern 
der vornehmen Welt ein Ballfeſt. Großen Beifall und 
Anerkennung haben hier die Worte und Ausſprüche des 
Königs der Franzosen bei Gelegenheit des Empfanges 
der Deputation der Poftmelfter, die wie Ag in 
Frankreich alle zugleich Poſthalter ſind, gefunden. Aus 
dem Borne seiner reichen Erfahrung und Weltkenntniß 
erklärt König Louis Philipp das Inſtitut der Poſten 
als zu wichtig, verdienſtlich und unentbehrlich, um durch 
die Anlage der Eisenbahnen zurückgeſetzt zu werden. 
Derſelbe erkennt es zu gleicher Zeit als eine nicht blos 
billige, ſondern auch ganz gerechte und nothwendige 
Maßregel des Staates, die Poſtmeiſter oder Poſthalter 
für die großen Verluste nach Möglichkeit zu entſchaͤdi⸗ 
gen, die ſie durch die Anlage der Eiſenbahnen erleiden 
und erleiden mußten. Wie wahr und weiſe die erſtere 
Hälfte jenes Königlichen Ausſpruches war, erweiſt ſich 
auch uns in dieſem Augenblick recht deutlich, wo unſere 
Eiſenbahnen, und namentlich die Anhalts⸗Bahn, welche 
in dieſem Augenblick das faſt ausſchließliche Verbindungs⸗ 
mittel zwiſchen dem weſtlichen Deutſchland und unſerer 
Hauptſtadt iſt, Störungen und Unterbrechungen im Per⸗ 
ſonenverkehr und der Correſpondenz, wie im Debit der 
Zeitungen erfahren, wie ſie noch niemals auf dem Wege 
der alten Poſtverbindungen auf Kunftz, Land⸗ und 
Commerzialſtraßen jemals vorgekommen find: Sehr 
richtig äußert man ſich über dieſes Verhältniß in einer 
Correſpondenz⸗Nachricht aus Berlin in folgender Weiſe. 
Während wir ſonſt durch die ankommenden Eiſenbahn⸗ 
züge in Erfahrung brachten, was am Tage ihres Ab⸗ 
ganges in entfernten Städten vorgegangen war, brin⸗ 
gen uns jetzt Einſpänner und Fußgänger am Mittage 
die Nachricht, wo fie am Morgen die Eiſenbahnzüge, bie 
ſich der Hauptſtadt zu nähern verſuchen, verlaſſen hat⸗ 
ten. Was die Entſchädigung der durch die Anlage der 
Eiſenbahnen ſchrwer niedergedrückten Poftpaltereien betrifft, 
die jetzt oft auf den vierten, ja zehnten Theil ihrer 
früheren Geſchäftsausdehnung beſchtänkt find, fo theilt 
gewiß jeder Unbefangene unbedingt die Anſicht und den 
Wunſch, daß ihnen dafür auf irgend eine Weiſe eine 
angemeſſene Entſchädigung werde. — Seit einigen Ta⸗ 
gen durchlief das Gerücht von einer ſchauerlichen geiſter⸗ 
artigen Erſcheinung unſere Hauptſtadt, welche die Schi: 
wachen in Potsdam bei nächtlicher Weile bemerkt haben 
wollten. Mit großen Zufügen erzählte man hier a 
allen Kteiſen die ſchreckliche Erſcheinung eines von Gei⸗ 
ſtern veranſtalteten Leichenzuges. Nun aber erfährt man, 
daß die Abführung der Leiche des auf det Durchteiſ 
in einem Goſthofe zu Potedüm verſtotbenen Hezehlich 
Sachſen⸗Cotha⸗Coburgſchen General Major b. Mezern⸗ 
Hohenberg dieſen nächtlichen Conduct veranlaßte, und 
den urſptünglichen Stoff zur Erzählung und Verbrei⸗ 
tung der wundetlichen Geſchichte gegeben hat. — In 
Beziehung auf die Communal⸗Verhältniſſe unſerer Haupt⸗ 
ſtadt war vor einiger Zeit die gtede davon, daß ein auf 
gegenſeitige oder auf allgemeine Verbindlichkeit aller 
Grundbeſitzer baſirte Hypotheken⸗Kredit⸗Anſtalt, ähnlich 
der bereits ſeit König Friedrich II. beſtehenden land⸗ 
ſchaftlichen und eitterſchaftllchen Ktebitſpſteme in den 
Provinzen, errichtet werden ſollte Nun hört man bes 
von, daß eine Privat- oder Aetzen⸗Geſelſchaft unter. dem 
Vorſtande oder der Leitung eines verabſchiedeten Beam⸗ 
treten wird. Das Publikum ſchelnt aber nicht damit 
eioettätben zu ein, da man auf jeden au einen fol 
chen ſtäͤdtiſchen Verband lieber aus der Commune ſelbſt 
hervorgehen und unter der Fürſorge und Leitung übe 
Vorſteher eingerichtet geſehen hätte: | 
5 Aus dem Öroßherzogehum: Poſen, 26. Febr. —. 
900 iche Wien der Diöyefen Poſen und Gne⸗ 
fen, Herr Gajerowiez, hat die Ercommunication äber 
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Hen. Czerski, zu Schneibemühl ausgeſpro⸗ 
Es iſt damit eine ausführliche Darlegung der 
Gründe verbunden. Sie faßt an drei Bogen in ſich. 
Die Sprache iſt gemeſſen und nicht ohne Würde; doch 
findet man auch auffallende Behauptungen darin. So 
ſoll der Vater des Czerski geſtorben fein, weil er zur 
Verehelichung feines Sohnes den Conſens geben ſollte. 

Königsberg, 19. Febr. (D. A. 8.) Bar. v. Keudell 
hat nun wirklich ſeit etwa acht Tagen ſeine Feſtungs⸗ 
ſtrafe in Pillau angetreten, da er auf die ihm ange⸗ 
tragene Gnade feines Gegners, unſers Dber-Präfidenten, 
entſchieden verzichtete. Uebrigens iſt Herr v. Keudell 
ſeinerſeits mit einer Injurienklage gegen denſelben abge: 
wieſen worden. Wie es heißt, wird die treue Gattin 
deſſelben während des neunmonatlichen Arreſtes don 
Aufenthal mit ihrem Manne theilen. Das Schickſal 
des Verfaſſers der „Lätitia“ erregt viele Theilnahme. 
— Im Betreff der mehrerwähnten ſcharf geißelnden 
Schrift von M. . r („Nachträgliche Erinnerungen an 
die Königsberger Jubelſeier“) hat wiederum ein neues 
merkwürdiges Stadium begonnen. Der commandſtende 
General v. Dohna, entſchloſſen, die darin beſondees ver⸗ 
letzten Offiziere im Namen des ganzen Corps zu ver⸗ 
theidigen, forderte ſämmtliche Mitglieder, wie dies durchaus 
nöthig, zur Unterſchreibung einer Klage gegen den Ver⸗ 
leger Theod. Theile auf, der bis jetzt den Verfaſſer der 
Broschüre noch immer nicht angeben will und jede Ver⸗ 
antwortlichkeit ſelbſt übernommen hat. Da verweigert 
einer von allen Offizieren, Hr. v. H., ſtandhaſt feine 
Unterſchrift, und die beabſichtigte Klage muß unterblei⸗ 
ben. Man wendet noch andere Mittel an, um den 
Buchhändler zur Strafe zu ziehen — die Lieutenants 
werden einzeln vernommen, wer von ihnen bei der Grund⸗ 
ſteinlegung des neuen Univerſitätsgebäudes unbefugt über 
die Barriere geſprungen ſei; aber die ganze Sache bleibt 
vorläufig in Dunkel gehüllt. Es iſt übrigens derſelbe 
Lieutenant v. H., der vor mehren Jahren auf einer hie⸗ 
ſigen Redoute eine idrenreiche Satyre verbreitete. 

Lyck, 21. Februar. (Königsb. A. Z.) Es ſind bes 
reits mehrere Hundert von Scheffeln Roggen aus den 
königl. Mag zzinen zu Trakehnen und Tapiau im Lycker 
Kreiſe angelangt, und einzelnen Geiſtlichen und Gutsbe⸗ 
figern zur Aufſpeicherung übergeben, um damit die Ar⸗ 
men für den Preis von 1 Thlr. 20 Sgr. pro Scheffel 
zu unterſtützen. Bis jetzt ſoll jedoch noch wenig Ab⸗ 
nahme geweſen ſein, da dieſer Preis für den Armen 
unerſchwinglich hoch iſt. Da die Getreidepreiſe in 
Deutfchland in Deutſchland ſowohl, wie in Rußland 
ſehr niedrig ſtehen und eher fallen als ſteigen, ſo könnte 
es wohl geſchehen daß dieſe Roggenvorräthe, die in der 
wohlwollendſten Abſicht hergeſandt ſind, bei ſo hohen 
Preiſen unbenutzt liegen bleiben werden. 

Aus Weſtfalen, 21. Febr. (Weſ.⸗Z.) Großes 
Auffehen erregt es hier, daß geſtern der Landrath des 
Bielefelder Kreiſes ſich zu dem Gutsbeſitzer Julius 
Meyer auf Schloß Holte begeben hat, um deſſen ſaͤmmt⸗ 
liche Papiere zu verſiegeln. Ob dieſe Maßregel mit ei⸗ 
ner fiscaliſchen Unterſuchung in Verbindung ſtehe, die 
gegen denſelben wegen einiger Aeußerungen eingeleitet 
war, welche derſelbe an öffentlicher Wirthstafel ſich über 
die „Kirche“ und eine „Allerhöchſte Perſon“ erlaubt ha⸗ 
ben ſoll, — oder ob dieſelbe mit den ſonſtigen Beſtre⸗ 
bungen des Hrn. Meyer zuſammenhange, der als Haupt⸗ 
vertreter der ſocialiſtiſchen Frage in hieſiger Gegend gilt, 
müſſen wir zur Zeit noch unbeſtimmt laſſen. Eine 
ähnliche Maßregel war gegen den ehemaligen Studioſus 
der Philoſophie Kriege aus Lienen beabſichtigt, der 
unlängſt in Bielefeld als Freiwilliger dienend, ein eifri⸗ 
ger Mitarbeiter des Weſer⸗Dampfbootes war. Man 
fand ader die Wohnung deſſelben leer und von Papie⸗ 
ren natürlich keine Spur. Hr. Kriege beſand ſich we⸗ 
gen einiger, auf offener Straße an das Volk gehalte⸗ 
nen Reden ſchon ſeit längerer Zeit in Unterſuchung und 
ſah täglich ſeinem Urtheile entgegen. 

Deut ſchlan d. 

Vom Main, Ende Febr. — Die Verwickelun⸗ 
gen in der Schweiz, von der das Journal des Deb. 
neulich ſagte: ſie befände ſich in einem Zuſtande de la 
gravite la plus pressante, gehen, Dank ſei es der 
verſöhnlichen Haltung Zürichs und den Bemühungen 
der europäiſchen Diplomatie, inſofern einer friedlichen 
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Löſung entgegen, als wenigſtens der Vorwand zu ferne⸗ 


ten Unruhen genommen wird und als die Jeſuiten, ge⸗ 
nöthigt durch einen höhern Willen, ihre Etabliſſements 
in Luzern, bis auf Weiteres, aufzugeben veranlaßt wer⸗ 
den. Es wird hinzugefügt, daß die europäiſchen Mächte 
in Bezug auf die anzuwendenden Mittel, falls eine all⸗ 
gemeine, anti⸗zeſuitiſche Bewegung in der Schweiz aus⸗ 
breche, nicht ganz einig geweſen; wohl aber darin, wie 
der europäiſche Friede es durchaus erheiſche, daß der 
Schweiz der Vorwand zu ferneren Troubles genommen 
werde. Sollten die letzteren ſich fortpflanzen und die 
Nachbarländer durch ihre radikalen Beſtrebungen ferner 
beunruhigen, ſo würde der gemeinſame Wille Oeſterreichs, 
Frankreichs und Preußens derartigen Bewegungen ent⸗ 
gegentreten, da die Verschiedenheit der Anfichten lediglich 
dadurch bedingt wurde, daß man den Schein einer 
direkten Unterftügung jeſuitiſcher Plane vermeiden wollte 
— eine 


Unterftli na 
Umftänden, weder Frankreich noch Preußen, kaum Oeſter⸗ 


tung, die man, unter den obwaltenden | a Sal 


reich zumuthen könnte, obſchon alle drei Möchte darin 
einig ſind, daß radikale Bewegungen im Sinne der 
ſchweizeriſchen Centraliſations⸗Idee die monarchiſchen und 
Friedens⸗Intereſſen in Europa gefährden. Obſchon man 
der Diplomatie für dieſen Sieg in der geſchickten Ver 
mittlung der Extreme Dank wiſſen muß, fo iſt er do 
eben nur ein Sieg der — Diplomatie. Wer die Gr 
ſchichte kennt, weiß, daß, wenn ein Jeſuit offen kun 
dig und großmüthig zum Thore hin ausgeht, in 
demſelben Augenblicke zwölf verkappte Jeſuiten Heim’ 
lich zu demſelben Thore he reinkommen. Die obige 
Auseinanderſetzung, aus bewährter Quelle kommend, 
won wenigſtens darüber orientiren, wie die Sachen 
liegen. 

München, 22. Febr. (A. 3.) Wie man aus gutet 
Quelle erfährt, find die Hoffnungen, die Angelegenheiten 
des Breslauer Bisthums in Bälde erledigt zu 
ſehen, nichts weniger als verſchwunden. Die Weigerung 
des Domdechanten v. Diepenbrock, die auf ihn ge⸗ 
fallene Wahl unter den überaus mißlichen Juſtänden 
der Katholiken in Schleſien anzunehmen, hat zu neuen 
unterhandlungen geführt, denen die Sendung des 
Hrn. v. Duisberg nicht fremd ſein ſoll. Unter welchen 
Bedingungen Hr. v. Diepenbrock ſich zur Annahme der 
kirchlichen Würde bereit erklärte, iſt noch nicht bekannt; 
ſicher jedoch iſt, daß derſelbe dem Dringen 
des Königs von Preußen ſich gefügt und die 
Wahl angenommen hat. 

Hildesheim, 19, Februar. (H. C.) In der viel 
beſprochenen Angelegenheit wegen des von dem Biſche 
Wandt eingeführten Katechismus iſt nunmehr (wie br 
reits gemeldet worden) eine Entſcheidung der könig 
Regierung erfolgt. Auf allerdöchſten Befehl iſt die 
weitere Verbreitung des Katechismus inhibirt und det 
Biſchof aufgefordert, den früheren Zuſtand wieder her? 
zuſtellen. Jeder, welcher den geraden und achtung 
werthen Charakter des Biſchofs Wandt kennt, well 
übrigens, daß derſelbe bei dieſer Angelegenheit in gutem 
Glauben und in beſtgemeinter Abſicht gehandelt, und 
da, wie aus zuverläſſiger Quelle verlautet, derſelbe auch 
bereits auf die anderweitige Einführung eines der kirch⸗ 
lichen Lehre und den Bedürfniſſen der Zeit entſprechen 
den neueren Katechismus Bedacht genommen haben 
ſoll, ſo ſteht zu hoffen, daß durch dieſen unangenehmen 
Vorfall weder das bisherige gute Vernehmen zwiſchen 
Staat und Kirche, noch die hier zeither beſtandene Ein“ 
tracht der verſchiedenen Confeſſtonen werde getrübt 
werden. ö N a 

Hannover, 23. Februar. (H. C.) Eiſenbahn! 
reiſende haben wiederholt aus Dresden das Gerücht 
hierher gebracht, der König von Sachſen wolle dem 
Glaubensbekenntniſſe der katholiſchen Diſſenters beitre⸗ 
ten. Wir geben dies Gerücht nur als ſolches, ohne 
ihm im Geringften Glaubwürdigkeit vindiciren zu mol 
len. Wohl aber darf man den Wunſch daran knüpfen, 
daß den Chriſtkatholiken fürſtlicher Schutz und Beiſtand 
zu Hülfe kommen möge. Was dieſe gerade in ſolchen 
Dingen vermag, weiß man aus der Geſchichte. Luther 
hätte ohne den Beiſtand ſeiner fürſtlichen Freunde und 
Gönner ſchwerlich feiner Sache zu ſolchem Siege ver 
dae als es mit Hülfe dieſer kräftigen Stütze ihm 
gelang. 1 

Von der Eider, 19. Februar (Weſ. .) Die 
kirchliche Bewegung kommt aus den ſüdlicheren 
Gauen Deutſchlands auch zu uns. Die Pro teſtan⸗ 
ten verlangen vielfach ſchon eine freiere Kirchen 
verfaffung und erheben ſich gegen hleratchiſche Ten⸗ 
denzen mancher ihrer Geiſtlichen; die Katholiken ſind in 
Schleswig⸗Holſtein wohl nicht viel meht als 1000 und 
davon die mehrſten in Altona. Von ihnen haben viele 
eine Dankadreſſe an Ronge mit unterzeichnet, und viel⸗ 
leicht, ja wahrſcheinlich werden ſich alle Katholiken von 
dem Papſt und der römiſchen Hierarchie losſagen. 
Oldenburg, 23. Februat. (Weſ.⸗Z) Theodor 
von Kobbe iſt ſeinem verewigten, von ihm ſo innig 
geliebten Bruder bald nachgeſolgt — geſtern Abend ent⸗ 
ſchlief er, ohne die Bitterkeit des Todes zu ſchmecken 
nach langwierigen Bruſtleiden. Mögen über Kobbe's 
literariſche Leiſtungen ſehr verſchiedene Urthelle gefällt 
werden, wer ihm perſönlich nahe ſtand, wird den Ver⸗ 
luſt dieſes tief gemüthlichen, für ſeine Freunde und alle 
Hüͤlfsbedürftige nah und fern mit eigener Aufopferung 
raſtlos ſtrebenden Mannes tief empfinden. 

Karlsruhe, 21 Febr. (Mannh. Journ.) Unſer vie? 
berdienter Präſident der Kammer der Abgeordneten, 
Beck, ſchloß heute die letzte Sitzung unferes Landtags 
mit folgender Rede: „Meine Herren! Am Schluſſe 
des Landtags angelangt, laſſen Sie uns noch einen kur 
zen Blick zurückwerfen auf das, was wir gethan haben 
Fünfzehn Monate find es, ſeit wir verſammelt wurden 
und wenn wir die vier Monate, während welcher 
Sitzungen unterbrochen waren, abrechnen, fo haben DI 
Geſchäſte dieſer Kammer eine Zeit von 11 Monaten 
in Anſpruch genommen. Fürwahr eine lange Daub 
allein wenn wir hinſehen auf die großen Reſultate unſe⸗ 
es Bemühungen, ſo werden wir uns belohnt finden f 
all' die Anſtrengungen, die wir hatten; und ferbfl fur 
(Fortfegung in der Beilage.) 


2 Mit zwei Beilagen. 
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5 Fortſetzung.) 
die mancherlei Bitterkeiten, die der heiße Kampf natur⸗ 
gemäß mitunter veranlaßte. Ja, meine Herten, im Hoch⸗ 
gefühle treu und raſtlos erfüllter Pflicht dürfdn wir fa: 
gen, es iſt Vieles, es iſt Großes geſchehen! Geſetze von 
dem Umfange und zugleich von der Wichtigkeit, wie 
das Strafgeſetz und die Strafprozeßordnung 
d noch an keinem Landtage, feit unſere Verfaſſung 
beſteht, berathen und vereinbart worden. — Man hat 
die Aufgabe für einen Landtag als zu groß betrachtet; 
allein das Gewicht der Sache, das tief gefühlte 
Bedürfniß einer ſo weſentlichen Verbeſſerung in dieſem 
Zweige unſeres öffentlichen Rechts hat Ihre Pflichttreue, 
m. H., unterſtützt, ſo daß die große Aufgabe in einer 
verhältmäßig nicht langen Zeit ihre Löſung fand. Der 
geiſtige Kampf hat das Werk geläutert, und nach einem 
ewigen Geſetze der Natur konnte auch hier, wie überall, 
dauerhaft Gutes nur unter ſchweren Geburtswehen zu 
gefördert werden. Durch den Austauſch der Mei: 
nungen wurde Vieles aufgeklärt, durch unſere Beſchlüſſe 
manches Mißverſtändniß beſeitigt, oder Sicherung gegen 
möglichen Mißbrauch geſchaffen. War aber auch über 
diele Einzelnheiten keine Vereinigung aller Anſichten zu 
erteichen, ſo iſt doch, was zuerſt das Strafgeſetz be⸗ 
trifft, ein überragender Vorzug deſſelben darin aner⸗ 
kannt, daß es den Begriff einer jeden ſtrafbaren Hand⸗ 
lung genau und ſcharf beſtimmt, in den Strafandrohun⸗ 
gen die Grundſätze der Gerechtigkeit und Humanität 
feſthält, und um in der Strafausmeſſung die Umſtände 
des einzelnen Falles gehörig würdigen zu laſſen, dem 
richterlichen Ermeſſen die nöthige Freiheit gewährt. — 
In der Strafprozeßordnung ſodann ward das un⸗ 
ſerer Entwickelungsſtufe allein noch entſprechende Prin⸗ 
zip det Oeffentlichkeit und Mündlichkeit überall 
mit Freude begrüßt, und wenn auch ſelbſt hier Man⸗ 
cher in der Ausführung nicht alle ſeine Wünſche erfüllt 
ſieht, fo mag er auf den fortſchreitenden Geiſt der Zeit 
vertrauen, der da, wo der Grund gelegt oder die Bahn 
gebrochen iſt, das Mangelhafte aufdeckt und deſſen Ver⸗ 
beſſerung mit unwiderſtehlicher Gewalt hervorruft. Möge 
der Segen des Himmels auf dieſen großen Werken ru⸗ 
ben, und dadurch der gefeierte Name Leopolds, des 
ürgerfreundlichen, mit erhöhtem Ruhme der dankbaren 
Nachwelt überliefert werden! Außer dieſen umfaſſenden 
Entwürfen, die den Hauptgegenſtand unſerer Berathun⸗ 
gen ausmachten, und außer den Beſtimmungen über 
den Staatshaushalt und über die Bedürfniſſe des öffent: 
lichen Dienſtes haben wir noch 34 andere Geſetzent⸗ 
würfe zum Abſchluſſe gebracht, theils von größerem, 
theils von geringerem Umfange, und ſelbſt die letztere 
theilweiſe von außerordentlicher Wichtigkeit, wie nament⸗ 
lich der Geſetzesentwurf über das Anlehen zur Vollen⸗ 
dung des koloſſalen Unternehmen, welches in ſeinen bis⸗ 
herigen Erfolgen alle Erwartungen übertraf, und das 
zugleich vermöge des tauſendfach geſteigerten perſönlichen 
Verkehrs noch dem Keim kaum zu ahnender geiſtiger 
und ſocialer Geſtaltun gen in ſich trägt. Endlich haben 
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Kammern der Ständeverſammlung zu empfangen und 
die vereinbarten Geſetze, fo wie die beſchloſſenen Adreſ⸗ 
ſen entgegengenommen hatten, wurde heute Vormittag 
der Landtag von 1843, nach Anleitung des hierüber 
geſtern erſchienenen Hofprogrammes, im Namen und 
aus Auftrag des Großherzogs durch den Präfidenten des 
großberzoglichen Staatsminiſteriums, Staatsminiſter von 
Böckh, mir einer kurzen Rede geſchloſſen. . 

Offen bach, 24. Februar. (F. J.) Die Eingabe 
katholiſcher Einwohner hieſiger Stadt an den Hrn. 
Biſchof Kaiſer in Mainz, zu deſſen Diöcefe fie gehören, 
wurde hauptſächlich aus folgenden Gründen gemacht: 
1) um die Reform mit einer loyalen Demonſtration zu 
beginnen; 2) um öffentlich und unnverholen aller Welt 
die Gründe und Belege zu bekennen, welche ſie als 
wahre und gute Katholiken unwiderſtehlich dazu bewe⸗ 
gen, eine Reform ihrer Kirche, Glaubens ſätze u. ſ. w. 
bewirkt zu ſehen, im eignen nnd wa hrhaften Intereſſe 
der katholiſchen Kirche ſelbſt; 3) um ihre guten Rechte 
und Anſprüche an die hieſige Gemeinde, an ihr Beſitz⸗ 
thum und Vermögen zu wahren und — nöthigenfalls 
geltend zu machen. Wir bringen dies zur Veröffent⸗ 
lichung, damit andere gleichgeſinnte Gemeinden die gleiche 
Richtung verfolgen. (Die höchſt intereſſante Eingabe 
ſelbſt iſt bereits im Druck erſchienen und im Buchhan⸗ 
del (Frankfurt bei C. Körner) zu haben). 

Leipzig, 25. Februar. — Das heutige „Tageblatt“ 
enthält einen Aufruf, um durch Unterzeichnung von 
Beiträgen ein Kirchen- und Schulvermögen für die in 
Leipzig zu bildende deutſch⸗katholiſche Gemeinde zu be: 
gründen. Eine große Anzahl hieſiger Einwohner hat 
ſich zu dieſem Zwecke bereits vereinigt. 


Ruſſiſches Reich. 


St. Petersburg, 18. Februar. (Spen. 3.) Ein 
kaiſerl. Ukas an den dirigirenden Senat vom Löten d. 


aus der zweiten Hälfte des Reichs, der Öftlichen und 
zwar ſieben von tauſend Mann. Sie beginnt im näch⸗ 
ſten Monat und muß Ende April beendet ſein. Als 
Grund diefer ungewöhnlichen Recrutirung, welche die 
zweite innerhalb weniger Monate iſt, wird der Krieg 
im Kaukaſus angegeben. — In unſerm Nachbar⸗ 
ſtaate Schweden ſoll jetzt, wie glaubwürdige Data 
darthun, das Kirchen: und Religionsweſen ſehr darnieder⸗ 
liegen und zu den traurigſten Erwartungen berechtigen. 


Dieſen Nachrichten zufolge herrſcht unter der Ge 
keit eine todte Orthodoxie, große Lauheit und Sorg⸗ 


loſigkeit in Abwartung des Amtes, Hang zum Wohl⸗ 
leben, mitunter arge Unwiſſenheit; unter den Laien weit⸗ 
verbreiteter Rationalismus, der aber hinter dem Scheine 
äußerer Kirchlichkeit wenig bemerkbar wird, theilweiſe 
arge Unſittlichkeit, vornehmlich im ehelichen Leben. Alte 
vortkeffliche kirchliche Einrichtungen und Formen gelten 
nur noch als todte Bewahrer und werden, weil es das 
Geſetz will, mechaniſch geübt. Noch vor einem Decen⸗ 
nium lagen die theologiſchen Studien fo darnieder, daß 
die Paſtorate öfters nach wenigen Monaten der Vor⸗ 


beſiehlt die Aushebung einer neuern Rectutirung, diesmal 


iſtlich⸗ 


bereitung weiterer Entwickelung unserer öffentlichen Zus bereitung angetreten wurden. Die jungen Theologen 
fände bezweckend, und mehr als 500 Petitionen, zeigten ſich in ihrem Paſtoral⸗Examen fe unwiſſend, 
womit einzelne Staatsbürger ihre beſonderen Anliegen daß fie im Latein die Declination nicht zu beſtehen ver⸗ 
den Berathungen und dem Schutze ihrer Vertreter über⸗ mochten. (e) An Candidaten der Theologie iſt ein ſolcher 
gaben. Dies, meine Herren, waren die Gegenſtände uns Ueberfluß, daß die reichen Paſtoren Comminiſter für fo 
ſerer langen und mühevollen Verhandlungen, weiche geringen Lohn erhalten, daß dieſe keine Dienſtboten 
übrigens auch diesmal im Allgemeinen wieder ſehr leb⸗ halten können, ſondern ſelbſt Knechtsdienſte thun müſſen. 
haft waren. Haben die Discuſſtonen mitunter auch Biſchofs⸗Stellen find mit Leuten beſetzt worden, die gar 
jetzt wieder Erbitterung geoffenbart, ifo waren fie doch keine theologiſche Bildung hatten. Und doch ſoll überall 
weithin nicht mehr in dem Maße gereizt, wie im Jahr in dieſem Lande ein Bedürfniß nach religlöſem Leben 
1842. — Wie außerhalb dieſes Saales, fo hat auch herrſchen; wo ſich einmal ein erweckter Prediger findet, 
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innerhalb deſſelbelben ſich wieder mehr Ruhe und dem ſtrömen die Leute zu. 
Geneigtheit zur Verſtändigung gezeigt. — Immerhin 
erregen aber die großen Intereſſen, die hier berathen 
werden, mit Recht auch eine lebendige Theimahme, und 
die mitunter ſelbſt überſprudelnde Kraft iſt vorzuziehen 
jener Schlaffheit, die der ſchlimmſte Feind aller geiſtigen 
Wirkſamkeit it. Laßt den auftichtigen Meinungskampf 

walten, aber dvrauf reicht als ehrliche Män⸗ 


Frankreich. 


Paris, 21. Februar. — Die allgemeine Berathung 
über den Geſetzvorfchlag, die Bewilligung einer Million 
Franken geheimer Polizeigelder betreffend, wurde heute 
beendigt. Liadieres hielt eine Rede, die Politik des 
Miniſteriums vom 1. März anzugreifen, und dabei zu 


net euch wieder die Brudethand! Meine Herren! — erklären, die conſervatſve Partei werde, falls das Cabi⸗ 
aus warmem Herzen rufe ch ihnen nun zu: leben Sie net vom 29. October geſtürzt werden ſollte, die neue 
wohl!“ — Welcker erwiedert dem Präfidenten und Verwaltung nicht unterſtützen. „Ich will nichts hören 
ihm die volle Anerkennung und den Dank der vom 15. April; ich ehre den Herrn Molé, aber nicht 
Kammer für die treffliche umparteiifche Leitung der | feinen Schweif.“ — Nach dem Schluß der allgemeinen 
en und für die großen Verdienſte, welche | Diskuſſion ſtellte der Deputirte Boudet das bereits 
Prafident Beck ir sbeſondere bei den Berathungen über geſtern mitgetheilte entſcheidende Amendement. Dieſes 
die Strafgefege, ſowohl in der Commiſſion als in der Amendement, zu welchem ſich alle Fractionen der coali⸗ 
j ſich erworben hat. Sämmtliche Mitglieder ſirten Parteien vereinigen werden, formulirt die Cabinets⸗ 
"heben ſich zum Zeichen der Anerkennung von ihren frage; es ſollen 25,000 Fr. weniger bewilligt werden, 
Schaaff fügt den Dank für den Vierpräſiden⸗ als die Regierung begehrt; geht das Amendement durch, 
en Bader bei und ſpricht den Wunſch aus, daß Beck oder wird es auch nur mit wenigen Stimmen verwor⸗ 
und Bader, dieſe Zierden der Kammer, auch dem näch⸗ | fen, fo iſt damit das Vertraüensvotum abgeſchlagen und 
Ren Landtage nicht fehlen werden. Dank und Wunſch die Reſignation der Miniſter unausbleiblich. An der 
halten allgemeine lebhafte Beiſtimmung. Hiermit war Börſe glaubte man, die Abſtimmung über das Amende⸗ 
die letzte Sitzung des Landtages geſchloſſen. ment Boudet werde noch heute vor ſich gehen. 
Karlsruhe, 22. Februar. (Karle. 3.) Nachdem Nach den gefpannten Erwartungen die man von der 
ber Großherzog gestern die Deputationen der beiden Diskuſſton des Gefeges über die geheimen Fonds 
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hegte, mehr auf. Galignanis Messageur ſagt darüber: 
Die leitenden Artikel unſerer Collegen und Colleginnen 
vom heutigen Tage ſind im Allgemeinen nichts als die 
trockenen Commentare der unintereſſanten Diskuſſion, 
die geſtern in der Deputirten⸗Kammer ſtattfand. — 
Man kann es ſich daher füglich erſparen, Auszüge daraus 
zu geben. 

Der Moniteur parisien meldet, daß die Bureaux 
der Pairskammer den Antrag des Grafen Daru in Ber 
treff der Beſchränkung der Spekulationen in Eiſenbahn⸗ 
Aktien, verworfen haben. Die Nachricht, daß der 
edle Pair denſelben zurückgenommen, erweiſt fi alſo 
als falſch. 

Seit geſtern find noch acht conſervative Deputirte, 
welche ſich ſeither von Paris abweſend befanden, hier 
eingetroffen, um an der Abſtimmung über die geheimen 
Fonds Theil zu nehmen. 


„„ Paris, 22. Febr. — Das Miniſterium 
hat geſiegt. Geſtern wurde die Debatte über die 
Bewilligung der geheimen Polizelgelder beendet. Die 
Hauptredner wovon Billault und Guizot, welcher letztere 
mit den beſtimmteſten Worten erklärte, daß das Cabinet 
ſogleich zurücktreten würde, wenn die Kammer gegen 
daſſelbe entſchiede. Als die Abſtimmung ſtattfinden ſollte. 
wurde von der Oppofition die Ballotage verlangt; das 
Ergebniß derſelben war 205 für das (geſtern mitge⸗ 
theilte) Boudet'ſche Amendement und 229 dagegen, wo: 
durch die Miniſter eine Majorität von 24 für ſich 
erhielten. Dann wurde über den Geſetzvorſchlag im 
Ganzen abgeſtimmt, nachdem es bereits 8 Uhr geworden 
war. Die Aufregung in der Kammer, als es zur Ent⸗ 
ſcheidung kam, war außerordentlich. Als es zur Ab⸗ 
ſtimmung des Ganzen kam, zog ſich die ganze Linke 
zurück, fo daß 217 für und nur 41 Stimmen gegen 
den Geſetzvorſchlag gezählt wurden. Natürlich benützen 
und beſprechen die Journale beider Parteien den Sieg 
des Miniſteriums nach ihrer Art; die miniſteriellen fin⸗ 
den ihm ſehr groß, die oppoſitionellen ſehr klein. Dem 
ſei wie ihm wolle; wir halten uns an die einfache 
Thatſache, daß das Miniſterium Guzot geſiegt hat und 
beſtehen wird. — Der Courrier frangais theilt heut 
zu unſerer Freude die 12 Artikel“) der deutſchen chriſt⸗katho⸗ 
liſchen Kirche mit; überall hört man ihnen beiſtimmen, und 
es iſt gar nicht zu bezweifeln, daß von Deutſchland aus 
auch die franzöſiſche Kirche heilſame reformatoriſche Ele⸗ 
N aufnehmen werde. Votzüglichen Beifall erhält 
as einfache Symholum der neuen Kirche, in dem keine 
weſentliche Lehre des Chriſtenthums vermißt wird und 
der Controversſtoff ausgeſchieden iſt. Auch der erſte Ar⸗ 
tikel „Nous nous séparons formellement de 
l’eveque romain et de ses acolytes“ iſt ganz ge⸗ 
eignet, der neuen Kirche zahlteiche Anhänger in Frank⸗ 
reich zu verſchaffen. — Daſſelbe Blatt enthält einen 
Brief des Herrn von Bornſtedt, des Stifters dts Wohl⸗ 
thätigkeitsvereines für bedürftige Deutſche in Paris, in 
welchem er ſchreibt, daß eine Verfügung des Mini⸗ 
ſters des Innern vom 8. Februar ihm ſeine Ver⸗ 
bannung aus Frankreich mit den Worten ange⸗ 
12 daß sa presence est de nature à troubler 

'ordre et la sécurité publique. Hr. Bornſtedt zeigt 
an, daß er auf Grund des zweiten Attikels des Ge: 
ſetzes vom 21. April 1832 ſich die Motive zu dleſer 
gewaltſamen Austreibung ausgebeten habe, man ihm 
aber jede Erklärung verweigert habe. Der Brief ſchließt: 
„fo verlaſſe ich alſo Frankreich, wo ich lange gelebt und 
welches ich wie ein zweites Vaterland liebe, und danke 
allen Perſonen, Pairs, Deputirten und Schriftftellern, 
die ihre Stimmen zu meinen Gunſten erhoben haben. 
Ich unterwerfe mich der Gewalt nnd werde keinen Auf⸗ 
ſchub von der franzöſiſchen Regierung verlangen, welche 
ſich weigert, mir meine Ankläger zu nennen. Ich werde 
in Deutſchland fortfahren, die Idee einer deutſch⸗fran⸗ 
zöſiſchen Allianz zu verbreiten, der ich fortwährend meine 
Feder gewidmet habe.“ 

Lyon, 16. Februar. (F. J.) Der Manifeſtation des 
Kardinal⸗Erzbiſchofs Bonald gegen die dem Clerus 
feindliche Schriften, wie ſie in dem Bannſtrahle gegen 
Dupin's Werk enthalten iſt, ſollen demnächſt noch 
ähnliche e folgen, falls ſich die Regierung 
nicht ins Mittel legt. Man iſt neugierig, wie das 
Minifterium gegen den hohen Prälaten verfahren wird, 
da daſſelbe unmöglich die Sache mit Gleichgültigkeit 
aufnehmen kann, weil die congregationiſtiſchen Strebun⸗ 
gen dadurch Aufmunterungen aller Art empfingen. — 
Man glaubt, daß das ſranzöſiſche Cabinet demnächst 
eine Maßregel erlaſſen wird, vermöge welcher es den 
ſpaniſchen Flüchtlingen nicht mehr geſtattet fein ſoll, ſich 
in den füdlichen Provinzen aufzuhalten. 5 


— —— 

*) Es iſt dies vermuthlich die Hälfte der Grundbeſtimmun⸗ 
gen der chriſtkatholiſchen Gemeinde zu Breslau, wie wir fie 
n No. 85 dieſer Zeitung vom II. Febr, mittheilten; da 
andere Hälfte erſt 8 feſtgeſtellt und von nns mit⸗ 
getheilt worden iſt, jo kann der Courrier frangais natürlich 
nicht alle 24 Artikel der Breslauer Gemeinde ſchon jetzt ent⸗ 
halten. D. R. 
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= Die Koloniſten Algeriens haben dem Marſchall 
Bugeaud einen Ehrendegen votirt. Der Moniteur der 
Armee giebt die Beſchreibung dieſes Degens. Auf dem 
Handgefäße lieſt man die Worte: „Das dankbare Al⸗ 
gerien.” Die Klinge trägt auf einer Seite in goldenen 
Buchſtaben die Inſchrift: „Die Bewohner Algeriens 
ihrem General-Gouverneur, dem Marſchall Bugeaud, 
Herzog von Islypz“ auf der andern: Ense de Aratro, 
der Wahlſpruch des Marſchalls, ebenfalls in goldenen 
Buchſtaben, mit Trophäen und Verzierungen in erha⸗ 
ben getriebener Arbeit, umgeben. Die Scheide iſt von 
Maroquin. Das Etui, worin der Degen liegt, iſt aus 
Citronenholz von Blidah gearbeitet. 


Portugal 


Liſſabon, 11. Febr. (D. A. 3.) Die Infantin 
Donna Iſabella Maria Tante der Königin hat von 
ihrer diesjährigen Apanage für die Staatsbebürfniffe 3 
Contos de Reis (circa 5000 Thlr.) cedirt. 


Großbritannien. 
London, 21. Februar. — Geſtern fegte das Unter⸗ 
haus die ie über die Beſchwerden des Hrn. 
Duncombe wegen Verletzung des Briefgeheim⸗ 
niffes fort, gelangte aber wieder zu keinem Reſultate; 
die Debatte wurde auf heute vertagt. Von den Mi⸗ 
niſtern nahm, außer dem neuen Kriegs⸗Miniſter, Hrn. 
Sidney Herbert, Niemand an der Discuſſion Theil, 
und Sir Robert Peel ſuchte vergeblich die Vertagung 
derſelben zu verhindern. ’ 
Unfere Blätter theilen jetzt die Liſte der Artikel mit, 


—— . vln —— 
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für welche der Einfuhrzoll aufgehoben werden ſoll, fo 


Hrn. Gibſon zu der auf die Zuckerzolle bezüslichen Re: 
ſolution — Geeichſtellung des fremden mit dem briti⸗ 
ſchen Plantagen⸗Zucker — ſoll heute, das Amendement 
Lord John Ruſſells — Gleichſtellung des fremden durch 
Sclavenarbeit erzeugten mit dem durch freie Arbeit er⸗ 
zeugten Zucker — am 24ſten d. M. zur Verhandlung 
kommen. — Auch aus dem vom Idten d. M. datir⸗ 
ten Commiſſionsberichte über die iriſchen Pacht⸗ 
verhältniſſe theilen unfıre Blätter Bruchſtücke mit. 
Die Anſicht der Commiſſion geht im Allgemeinen dahin, 
daß allerdings die Legislatur in vielfacher Hinſicht ein⸗ 
ſchreiten kann, daß aber die Hanptreform von größerer 
Humanität der Grundbefiger und größerem Fleiße der 
Pächter und Arbeiter erwartet werden muß. 

Das Oberhaus hielt vorgeſtern keine, geſtern eine 
nur unbedeutende Sitzung. 

Am 11. Februar iſt eine Kriegsbrigg von England 
abgegangen, um fofort der Blokade von Montevideo 
ein Ende zu machen. Dies iſt der erſte der von dem 
engliſchen Miniſterium beſchloſſenen Schritte. 


Schwei z. 

Neuchatel, 19. Februar. — Die Inſtruktionen 

für unſre Geſandten an die Tagſatzung find heute nach 

längerer Debatte mit 66 Stimmen gegen 8 in der 

vom Staatsrath vorgeſchlagenen Faſſung genehmigt 
worden. ’ 

St. Gallen, 21. Februar. Unſere Tag⸗ 

| asunge r Infteuktion erklärt den Bund als kompetent 


zum Ausweiſen der Jeſuiten, findet aber nicht noͤthig, 


wie den neuen Zucker⸗Zoll⸗Tatif. Ein Amendement des bereits jetzt von dieſer Kompetenz Gebrauch zu machen. 


Luzern, 21. Februar. — Die Regierung hat in 
Folge des Berichtes üder den Ausgang des Zürcher⸗ 
ſchen großen Rathes am 21. Februar ihre am gleichen 
Tage einberufenen 4 Bataillone Landwehr abgedankt. 
Von der Aar, 22. Febr. — Nachrichten aus 
Freiburg zufolge hat dort die falſche Nachricht, es ſeien 
10,000 Mann Berner Truppen im Anmarſch, um 
Freiburg am 17. d., Nachts zu überfallen und dieſe 
Stadt von den Jeſuiten zu defreien, gewaltigen Lärm 
verurſacht. Drei Compagnien des Bundeszuges wurden 


aufgeboten, die Landwehr in die Caſerne beordert. Die 


Soldaten vom Lande ſtellten ſich ſehr ſpärlich ein und 
waren großentheils nur mit Knitteln und Zaunſtecken 
verſehen. Den Freiburger Jeſuiten und Mariabrüdern 
(affilürten Jeſuiten) aber verurſachte der Berner Bär 
einen ſo gewaltigen Schreck, daß ſie ſogleich ſich zur 
Abreiſe vorbereiteten; wirklich ſollen ſie daran denken, 
Freiburg zu verlaſſen. Sie ſollen ſich ſogar, zu ihrem 
künftigen Aufenthalt in Italien, von ihren pietiſtiſchen 
Freunden aus Baſel Empfehlungsbriefe haben kommen 
laſſen! Nach Mailand und Piemont ſollen die from⸗ 
men Väter berufen worden fein, Die große katholiſche 
Gemeinde Allſchweil in Baſellandſchaft hat den Kapu⸗ 
zinern in Dornach angezeigt, ſie werde in Zukunft nicht 
dulden, daß ein Kapuziner in 
dammend gegen die Freiſinnigkeit loszieht, wie dies an 
einem der letzten Feſttage durch den Guardian von Dor⸗ 
nach ſelbſt geſchehen ſei. Die Gemeinde hat ſich deß⸗ 
halb auch klagend an den Regierungsrath gewendet. 


— ͤꝙ n— —̃— — —— — — — — — —— — 


Schleſiſcher Nouvellen & 


Schleiiche Communal⸗Angelegenheiten. 
Breslau, 28. Februar. — So eben verneh⸗ 
men wir, daß unſer Magiſtrat in ſeiner heutigen Sitzung 
den Beſchluß gefaßt hat, der neuen chriſtkatholiſchen 
Gemeinde die Kirche im ſtädtiſchen Armenhauſe zum 
Gottesdienſte gaſtweiſe einzuräumen. Somit wäre 
durch die Munificenz unſeres alles Gute fördernden 
Magiſtrats das erſte und dringendſte Bedürfniß der 
jungen Gemeinde, ihre Andacht in einem angemeſſe⸗ 
nen Raume verrichten zu können und von ihrem wür⸗ 
digen Prediger das Wort Gottes verkünden zu hören, 
erfüllt. Möge es ihr recht bald gelingen, ein ihr 
elgenthümliches Gotteshaus erſtehen zu ſehen! 


Breslau, 28. Febr. — In der letzten Sitzung der 
Stadtverordneten wurde die Verhandlung über den Ver⸗ 
kauf der Werdermühle zum Schluß geführt. Man kam 
in Berückſichtigung des Ertrags und der jetzigen Zeit⸗ 
verhältniſſe zu dem Beſchluß, die Mühle für 45,100 
Mel, nicht zu verkaufen, vielmehr den Magiſtrat zu er⸗ 
ſuchen, weil überdies Anträge auf Pachtung eingereicht 
worden feien, die Mühle nochmals in einem neuen fi: 
citations⸗Termine zum Verkauf und zugleich zur Ver: 
pachtung zu ſtellen. 

(Wahlen.) Im Laufe des Monats Februar wur⸗ 
den gewählt: 

Zu Vorſtehern des Eliſabeth⸗Gymnaſiums: der Stell⸗ 
vertreter des Vorſtehers, Herr Fiebig und der Herr 
Stadtverordnete Bart h. 

Zu Vorſtehern des Gymnaſiums zu Maria Magdal.: 
Herr Stadtverordnete Ju rok und Herr Wull y. 

Zu Vorſtehern der Töchterſchule: die Herren Stadt⸗ 
verordneten Eichborn und Grund. 

Zu Vorſtehern der Bürgerſchule z. heil. Geiſt: die 
Herren Stadtverordneten Koch und Worthmann. 
Zu Mitgliedern der Commiſſion, welche die Auf⸗ 
nahme der diesjährigen Stammrolle zu Ende Februar 
und Anfang März bejorgen, wurden gewählt: bie Her⸗ 
ren Stadtverordneten Caprano und Woywode II. 

In derſelben letzten Sitzung wurde eine Ueberſicht der 
Thätigkeit des Sparkaſſen⸗Curatoriums vorgelegt. Die 
Verſammlung erkannte mit Freuden an, daß die Her⸗ 
ren Curatoren die ausgezichnetſte Sorgfalt in Erfüllung 
dieſes Ehrenamtes bewieſen und beſchloß, dem Curato⸗ 
rium dies durch schriftlichen Dank zu erkennen zu geben. 


n f ERT Dicke, > 
Breslau, 31. Dec.) — Die Na 

po Oberbürgermeiſter Pinder, fo wie 83 
verordneten Linderer und Tſchocke in Folge des am 
19. Nov. begangenen Bürgerfeſtes zur Unterſuchung 
gezogen worden fein, hat die Runde durch faſt alle 
deutſche Zeitungen gemacht. In der heute hier ange⸗ 
kommenen Nro. der Spenerſchen Zeitung erfolgt nun 
eine Berichtigung, die dem Wortlaute nach nicht falſch 


„) Durch Obercenſurgerichtliches Erkenntniß vom IL, Febr. 
zum Druck erlaubt. 


iR, aber inſofern fie zu wenig ſagt, der Phantaſie freien 
Spielraum läßt. Sie lautet nämlich: „Ein Artikel 
aus Breslau erwähnt einer über den Oberbürgermeifter 
Pinder und Stadtverordneten Tſchocke verhängten Un⸗ 
terſuchung; ſo viel hier (in Berlin) bekannt, iſt eine 
Unterſuchung weder eingeleitet noch beantragt.“ Nun 
und der Stadtverordnete Linderer? Darüber wird wohl⸗ 
weislich geſchwiegen. 
weit wir uns noch an jenes Feſt erinnern — wir glau⸗ 
ben, daß es ohne jene Unterſuchung von allen Theil⸗ 
nehmern längſt vergeſſen worden fei» — wurde das 
Linderer'ſche Lied, in welchem man eine Anſpielung auf 
das Inſtitut der Cenſur zu finden glaubt, zweimal ge⸗ 
ſungen; ferner hielt derſelbe einen humoriſtiſchen Vor⸗ 
trag über die Worte: Stadt⸗Haus⸗Halt, der großen 
Beifall fand, weil er in keiner Weiſe gehäffig, ſondern 
launig und gemüthlich über eine Menge Verhältniſſe 
der Stadt und Provinz ſich ausſprach. Endlich brachte 
der Stadtverordnete Tſchocke einen Toaſt auf die Preßfrei⸗ 
heit. Dieſer wurde ausführlich in No. 274 der Schleſ. Ztg., 
der von Linderer in derſelben Nummer der Breslauer Zei- 
tung mitgetheilt; die Cenſur hat weder an dem einen 
noch an dem andern Anſtoß gefunden. Einige Wochen 
darauf nun wurde Herr Oberbürgermeiſter Pinder „zur 
Verantwortung“ gezogen: 1) warum er zugegeben habe, 
daß jenes Lied, in welchem ein Staatsinſtitut verhöhnt 
werde, geſungen worden ſei; 2) warum er den Tſcho⸗ 
ke'ſchen Toaſt, der eine Aufregung oder Aufreizung bez 
zweckt, nicht verhindert habe, und eben fo 3) den Lin⸗ 
derer ſchen Vortrag, in welchem eine Vergleichung des 
Ständehauſes mit dem Schauſpielhauſe vorgekommen 
ſei. Dieſer Vergleichung erinnern wir uns nicht mehr, 
jedoch muß die erwähnte Nro. der Breszauer Zeitung 
darüber Auskunft geben. Da das Feſt urſprünglich 
von der Stadtverordneten⸗Verſammlung ausging, fo 
war, wenn wir nicht irren, Heer Oberbürgermeiſter 
Pinder Gaſt, ſo wie jeder Andere. Wie und in 
welcher Weiſe derſelbe nun auf jene Fragen geantwor⸗ 
tet habe, ſind wir mitzutheilen außer Stand. Eine 
Unterſuchung iſt alſo weder gegen Herrn Pinder noch 
gegen Herrn Tſchocke verhängt worden; dagegen iſt eine 
ſolche bei dem hieſigen Criminalſenat gegen Herrn Lin⸗ 
derer beantragt. Ob dieſelbe ſchon eingeleitet worden, 
wiſſen wir nicht; wenigſtens iſt der letztere noch nicht 
vorgefordert worden. Wir halten dieſe Darſtellung für 
nothwendig, um den mannigfachen, über dieſen Gegen⸗ 
ſtand verbreiteten Gerüchten ein Ende zu machen. 
Ueber dieſelbe Unterſuchung meldet die Aachner Zei⸗ 
tung folgendes: „Breslau, 22. Dec. Ich glaube Ih⸗ 
nen nun auch mittheilen zu müſſen, in welcher Art 
und Weiſe die Sache in der letzten (Mittwochs) Stadt: 
Verordneten⸗Sitzung zur Sprache gebracht und behan⸗ 
delt worden iſt. Herr Siebig, ein Mann von grund⸗ 
ehrlicher Geſinnung und regem aufrichtige Streben, 
hat nämlich den Antrag an die Verſammlung geſtellt, 
ſie möge ſich bei dem Magiſtrate eine offizielle Mic⸗ 
theilung ausbitten, ob und wie weit das in allen Kei⸗ 
ſen der Stadt umgehende Gerücht ſich bewahrheite, daß 
der Oberbürgermeiſter, Here Pinder, von Seiten des 
Miniſters zur Verantwortung, und zwei Mitglieder der 
Verſammlung zur Unterſuchung gezogen ſeien. Vergielte 
ſich die Sache wirklich ſo, wie ſie allgemein verlaute, 
ſo halte er es für ſeine Pflicht, die Verſammlung zu 
der Erklärung aufzufordern, daß ſie in den Reden und 
Liedern, welche bei dem Feſteſſen des 19. Nov. vocge⸗ 


Die Sache iſt folgende. So 


Durier, 

tragen worden ſeien, keinen Grund zu einem ſolchen 
Einſchreiten der Staatsbehörde vorfände, Könne ſie 
das mit gutem Gewiſſen thun, fo beantrage er ferner 
den Beſchluß bei der Verſammlung, die ganze Sache 
als die ihrige anzuſehen. Nach einigen Debatten ent: 
ſchied ſich die Verſammlung beinahe mit Stimmen⸗Ein⸗ 
heit für die Anträge des Herrn Siebig.“ 


* Breslau, 26. Februar. — Wir machen 


unſere Leſer auf eine intereſſante Schrift aufmerkſam, 
die in klarer und eindringlicher Sprache vom rechtli⸗ 
chen Standpunkte aus die Emancipation der Ju⸗ 
den betrachtet; ſie führt den Titel: „Rechts anſprüche 
der Juden in Preußen. Von Dr. Hermann 
Sommerfeld. (Elbing, bei Neumann Hartmann, 
1845.) Die Schrift zerfällt in zwei Abſchnitte: J) 
die Juden können zunächſt fordern, daß die ihnen durch 
geſetzliche Beſtimmung verliehenen Rechte in keiner 
Weiſe geſchmälert oder verkümmert werden; ad 2) die 
Juden verlangen ferner mit Recht, in den Beſitz der⸗ 
jenigen Freiheiten zu kommen, die ihnen zwar bisher 
nicht legaliter eingeräumt worden, auf welche ſie jedoch 
als Menſchen und treue Unterthanen Anſprüche machen 
können. Die Beſprechung des erſten Punktes ſtützt ſich 
auf die Worte des Edikts vom 11. März 1812: „die 
für Einländer zu achtenden Juden follen, 
Verordnung nichts Abweichendes enthält, 
liche Rechte und Freiheiten mit den Chriſten genießen.“ 
Da die Juden durch $. 1. dieſes Edikts als Preußiſche 
Staatsbürger anerkannt worden, fo 
mit Recht, daß ihnen auch im ganzen Preu 

das Bürgerrecht bleiben müſſe. — 5 — — 
Fall, denn in denjenigen Territorien, welche nach dem 
Jahre 1812 zu Preußen kamen, iſt der Jude nicht 
Staatsbürger, ungeachtet es klar iſt, daß die Natur ei⸗ 
nes Staates nicht geändert wird, wenn derſelbe einen 
Länderzuwachs erhält. Ferner ſteht es nach $ 10. des 
erwähnten Edikts den Juden frei, in Städten ſowohl 
als auf dem platten Lande 


2 


auch dagegen ift eine Beſchränkung eingetreten, denn 


nach ſolchen Ländertheilen, wo eine abwei 

verfaſſung beſteht, werden die Juden —— — — 
ben. So darf z. B. ein Jude aus Elbing, welcher 
Staatsbürger iſt, nicht nach der Stadt Danzig unge⸗ 


hindert ziehen, wo die Juden auch Staatsbürger find, 


derartige 8 ' 
an, und ſucht fie nach den Worten u rg — 


Der Verf. führt noch mehrere 


derlegen. Im zweiten Theile 
auf die eigentliche Emancipati 
daß die Jaden auch ohne Ed 
ere Geſetz, 
aragraph eines Geſetzduchs 
fordern und fa 8 — 
ea gleichgefteut zu werden, 
ir tragen wie dieſe, weil fie dieſelben Pflichten erfüͤl⸗ 
— wie dieſe, weil ſie dieſelde Treue gegen König und 
taat beweiſen wie dieſe, weil fie eben ſo gut wie die 
chriſtlichen Unterthanen mit ihrem Herzensblute erkämpft 
und erfochten haben die Freiheit des deutſchen Vater“ 
landes. Soll — fährt der Verf. fort — einerlei 
Recht fein in Preußen für Chriſten und Juden, ſo 
müſſen den Letzteren auch noch diejenigen Rechte einge 
räumt werden, welche das Edikt von 1812 vorbehal⸗ 
ten hat, nämlich: 1) daß ſie in kirchlicher Beziehung 
Gemeinderecht erhalten; 2) daß ihr eidliches Zeugniß 


der Schrift geht der Verf. 


ikt von 1812, auch ohne 
auch ohne ne, 
hinweiſen zu müſſen, 
den chriſtlichen Un⸗ 
weil fie dieſelben Las 


ihrer Kirche wieder ſo ver⸗ 


inſofern dieſe 
gleiche bürger⸗ 


ſchließt der Verf. 


ſich niederzulaſſen. Doch 


onsfrage über, und ſagt, 


auf dieſen oder jenen 
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liche Zeugniß eines Ehriſten; 3) daß fie Staatsämter 
leder Art verwalten können. Die Gegner der Eman⸗ 


decgeſſen dabei, daß dieſer Abſonderung — wie das 
eipiel der franzöſiſchen und engliſchen Juden deutlich 
denug beweiſt — eden durch die Emancipation ein Ende 
macht wird, und der Unterſch ed zwiſchen Chriſten und 
Juden als Staatsbürgern verſchwindet. Das ſo genannte 
lüädiſche Weſen hört auf, zumal wenn gemiſchte Ehen 
zwiſchen Juden und Ehtiſten geſtattet werden. Ein 
cher Jude der alten Schule, der eiferfüchtig auf feine 
kationalität iſt, ſollte ſtets gegen die Emancipation 
ein, weil ſie die ärgſte Feindin ſeiner Nationalität iſt; 
aß demungeachtet der größte Theil dev. gebildeten Ju⸗ 
n für dieſelbe ſich ausgeſprochen hat, iſt uns Bürg⸗ 

ft für den guten und tüchtigen Sinn, der in ih⸗ 


* 


— — 


Schweidnitzer Kreis, 27. Februar. — Des 
Winters eifiges Wehen hat unfer Gebirge und oberen 
Auren noch ſpat mit ſchneeigem Gewande umhüllt und 
auf ſonſt ſehr befahrenen Straßen ſelbſt die Communi⸗ 
ation zu Schlitten weſentlich gehindert; faſt manns hoch 
liegt der Schnee in dem Thalſchluchten, in welche ihn 
Wind hinabgejagt hat und hemmt die Paſſage. 
ie durch den außergewöhnlichen Schneefall auf einige 
e abgebrochene Verbindung mit Breslau wurde für 
uns ſehr fühlbar und dürfte wohl Anlaß gegeben haben, 
nellere Aushülfe für ähnliche Fälle in Anregung zu 
fingen, — Die religiöfen Angelegenheiten bilden auch 
uns in weiteren Kreiſen das Tagesgeſpräch, und es 
it bemerkenswerth, daß felbft in den niedrigen Stän⸗ 
en ein reger Sinn für weitere zeitgemäße Entwicke⸗ 
des kirchlichen Lebens ſich kund giebt. Die Bewe⸗ 
zung der Zeit, welche die Fchtbaren Zeichen des geiſti⸗ 
gen Fortſchrittes in fi trägt, wird immer bedeutungs⸗ 
doller füt Katholiken und Proteſtanten und verheißt in 
udig erwarteter Zukunft eine brüderliche Vereinigung 
Parteien, deren Zwieſpalt pfäffiſche Intoleranz zu 
Machen ſtrebte, zu einer allgemeinen (katholiſchen) apo⸗ 
koliſchen Kirche. Wie lebhaft iſt das Intereſſe, das 
ch überall an der Erörterung der Tagesfragen, deren 
erhandlung und Beſprechung immer umfangreichere 
Jedeutung gewinnt, betheiligt; der Abſatz der Erzeug⸗ 
niſſe der „wahrhaft guten“ Preſſe geräth in Stocken, 
und die Broſchüren, welche der Kampf der Aufklärung 
immer größerer Menge hervorruft, erfreuen ſich trotz 
der Beſtrebungen der Ultramontanen weiterer Verbrei⸗ 
tung. Welche Stellung nimmt der Proteſtantismus 
gegenüber dem lebensftiſchen Treiben, das ſich aus dem 
Schooß der katholiſchen Mutterkirche entwickelt hat, ein? 
auch ihn muß der Impuls zur zeitgemäßen Fortent⸗ 
wickelung erkräftigen, damit nicht der Stabilismus, den 
wir deu Ultramontanen ſo oft zum Vorwurf machen, 
größere gefährlichere Reformen in Ausſicht ſtelle. Das 
dahren mancher proteſtantiſcher Prieſter und ihre 
tußerungen an heiliger Stätte, die dem Beitgeifte 
nicht grade huldigen und ſo manche Gebrechen des kirch⸗ 
chen Lebens gleißneriſch beſchönigen, geden zu ernſten 
Betrachtungen Anlaß. — Unſer Kreis harrt nun der 
ahl des neuen Landraths, da Herr v. Gellhorn, auf 
feinen Wuuſch der bisherigen Verwaltung, die er 3 
geleitet hat, entbunden, bereits ſich vom Geſchäfis⸗ 
kreiſe zurückgezogen und die Adminiſtration ſeinem 


Stellvertreter überlaſſen hat. 


— 


„ Hleſchberger Thal, 23. Februar. — Wir 
ſperchen fo viel von deutſcher Einheit, und es fehlt die 
Einheit oft im Allgemeinen ſehr unbedeutender Gegen⸗ 
Rinde, Zustände, Emrichtungen, Forderungen ꝛc. eines 
und deſſelden Staates, einer und derſelben Provinz, ja 
eines und deſſe rden Regierungsbezirks. Es iſt vor ein 
Paar Jahren — daß ich Einen ſpeziellen Fall erwähne — 
dereits in der Schleſ. Chron. zur Sprache gebracht worden, daß 
Folge einer Verordnung der Breslauer Regierung die 
Euern während der Krankheit ihrer Kinder das Schul⸗ 
geld zu zahlen haben, während ein in der betreffenden 
No. der Schleſ. Chron. daneben abgedrucktes Reſeript 
der Piegmiger Regierung ſich für das Gegentheil aus: 
dpeicht. Dieſe Differenz kann Lehrern, die, auf das 
ulgel) angewieſen find, nicht gleichgültig ſein; wir 
wollen aber von dieſer verſchiedenen Unſicht zweier för 
niglicher Regierungen, die wahrſcheinlich gegenwärtig im 


dier nicht reden, ſondern einen ähnlichen Fall zur Sprache 
ringen, der innerhalb eines und deſſelben Regierungs⸗ 
tzirkes in zwei angrenzenden Kreiſen vorkommt Et 
betrifft die Beſteuerung. Im ganzen Hirſchberger Kreiſe, 
und in anderen eben ſo wenig, iſt mir ein Hülfsleh⸗ 
rex bekannt, der zur Klaſſen ſteuer herangezogen würde; 

Gegentheil heißt es in den Steuerliſten, welche ein⸗ 
gereicht: „geſetzlich von der Klaſſenſteuer frei.!“ Man 


Sinne des humanen Fottſchritts fiH geeinigt haben, 
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in Criminalfällen daſſelbe Gewicht habe, wie das eid⸗ſollte meinen, was im Hirſchberger Kreiſe geſetzlich iſt, 


müßte auch in dem uns benachbarten Schönauer ſein. 
Die Erfahrung beweiſet aber das Gegentheil. Wenn 


dpation werfen den Juden gewöhnlich vor, daß fie fih | man nicht weit von hier, etwa in Hartau die Bober⸗ 
don den Gpriften auffallend abſondern, daß fie ihre na- brücke überſchreitet, detritt man Schönauer Gebiet, wo 
donale Eigenthümlichkeit nicht aufgeben, und ſich nie gleich z. B. in Maiwaldau die Hilfslehrer beſteuert 
als eigentliche Genoſſen des Staates betrachten. Sie 


werden. Als ich die erſte Kunde davon bekam, klang 


mir die Sache wie ein Mährchen, aber ich habe nun 


doch daran glauben müſſen. Od die Schönauer Hilfs⸗ 
lehrer gegen dieſes Beſteuerungs⸗Privilegium gehörigen 
Orts Beſchwerde geführt haben, weiß ich nicht, und 
thut auch hier zur Sache nichts. Aber ſicher hat die 
Verwaltung des Schönauer Kreiſes Gründe, welche ſie 
zu ihrem Verfahren beſtimmen. Es würde mit Dank 
aufgenommen werden, wenn dieſelben öffentlich bekannt 
gemacht und dadurch das Schönauer Verfahren gegen: 
Über dem der anderen Kreiſe fur die öffentuche Meinung 
motivirt würde. Ich bin perſönlich bei der Sache gar 
nicht betheiligt und will bloß die Aufmerkſamkeit 
auf dieſe auffallenden verſchiedenen Verfahrungsweiſen 
hinlenken. 


Brieg, 27. Februar. — Unſere Oberſchleſiſche Eiſen⸗ 
bahn hat ſich dieſen Winter lange fahrbar erhalten; 
aber die Schneeſtürme in voriger Woche kamen ihr doch 
zu hart auf den Leib, und mancher Brieger, Oppelner 
x. blieb plötzlich in Breslau figen, bis er ſich andere 
Gelegenheit verſchaffte. In unſerer Stadt geriethen 
Viele halb außer ſich, als ſie zur gewöhnlichen Morgen⸗ 
ſtunde keine Zeitung erhielten; denn die Zeitungen ſind 
jetzt das fünfte Element. Eiligſt wurden wieder Poſten 
auf den Chauſſeen abgeſandt, bis endlich Sontag Mittag 
die ganze Bahn wieder fahrbar gemacht war, was un⸗ 
gemeine Anſtrengungen gekoſtet haben mag. Man ſagt, 
daß von hier bis Breslau 700 Arbeiter damit beſchäftigt 
worden wären. — Der Gewerbsmann leidet bekanntlich 
in unſerer Zeit außer der Goncurrenz= Krankheit und 
ſo mancher andern, ganz beſonders auch an dem epi⸗ 


demiſchen Uebel „ſchlechte Zahler.“ Doch die an 
Palliativmitteln fo reiche Gegenwart iſt auch hier 
mit einem ſolchen bei der Hand, das dem Ver⸗ 


nehmen nach in unſere Stadt den Weg geſun⸗ 
den. Dies Mittel ſind menſchenfreundliche Her⸗ 
zen, welche ſolche Forderungen an ſich kaufen, die 
ſie beſſer als der ſchlichte Handwerker einzukaſſiren ver⸗ 
ſtehen. — Manchem erſcheint dies Mittel als eine 
Wohlthat; aber Gott behüte, daß es zu ausgedehnterer 
Anwendung komme. — Wie viel Gutes könnte auch 
gegen dieſen Uebelſtand ein Bürgerrettungsverein wirken! 
Werden wir einen ſolchen in Brieg nicht erleben? — 
Die Verhandlungen wegen des in Brieg zu feiern be⸗ 
ſchloſſenen diesjährigen ſchleſiſchen Muſikfeſtes haben kei⸗ 
nen günſtigen Erfolg gehabt, und ſo wird wahrſcheinlich 
eine andere ſchleſiſche Stadt dazu auserkoren werden. 
(Samml.) 


Aus dem Neiſſer Kreiſe, im Februar. Schon 
ſeit vielen Jahren wird von dem benachbarten kaiſer⸗ 
lichen Städtchen Weidenau aus, durch einen Mann 
viermal im Jahre ein wahrer Menſchenhandel 
nach Wien betrieden, dem doch endlich ein⸗ 
mal Einhalt gethan werden möchte, da unſerer Gegend 
dadurch eine Menge hoffnungsvoller, hübſcher Knaben 
förmlich entführt wird, und ein ziemlicher Theil derſel⸗ 
den den heimathlichen Heerd nicht mehr wiederſieht. 
Man ſagt, daß dieſer Mann über 80mal feine Reife 
gemacht und zwiſchen 20 und 40 jugendliche Perſonen 
jedesmal nach Wien gebracht hade! — Dieſer 
treibt ſich für gewöhnlich einige Wochen vor der beab⸗ 
ſichtigten Reiſe in unſerer Gegend auf dem Lande 
herum, beredet die Eltern, welche ihre Söhne dem 
Handwerksſtande widmen wollen, doch dieſelben in Wien 
lernen zu laſſen, verſpricht liebevolle und geſchickte Lehr⸗ 
meiſter in jedem Fache zu beſchaffen, und weiß nun zu⸗ 
gleich den lebensluftigen Knaden mit großer Zungenfer⸗ 
tigkeit das prachtvolle Wien mit ſeinen tauſend Herr⸗ 
lichkeiten und reizendem Leben fo ſüß vorzumalen, daß 
natürlich die Letzteren den Zeitpunkt kaum erwarten kön⸗ 
nen, wo ſie dieſer irdiſchen Glückſeligkeit zugeführt wer⸗ 
den. Der Liſtige deſtimmt nun den ſpäteſten 
Termin zum Eintreffen in Weidenau; er ſammelt ‚feine 
junge frohe Schaar, worunter ſich auch oft Mädchen 
befinden, um in Wien zu dienen, läßt ſich vor dem 
Aufbruch von jedem Kopfe 15 Sgr. als Douceur aus: 
zahlen, überzeugt ſich, ob Jeder Reiſegeld und die noͤ⸗ 
thigen Papiere beſitzt und führt nun unter freundlichen 
Ecmunterungen die bis jetzt luſtigen und jubelnden 
Knaben einer dunklen Zukunft entgegen. — Von Wei⸗ 
denau geht der Weg gleich auf unbekannten Fußſteigen 
nach Rothwaſſer, über den Mirtagberg nach Böhmiſch⸗ 
dorf, Freizoaldau bis nach Littau, indem er ihnen die 
Namen der Ottſchaften ſorgfältig verſchweigt und die 
undekannteſten Gebirgs⸗Fußwege wählt, damit die Reui⸗ 
gen oder dem Heimweh Verfallenen den Rückweg nicht 
leicht wieder finden können, ſucht nun mit ihnen zu 
leben, das Reiſegeld oder Sparpfennig denſelben zu ent⸗ 
locken, ſchieckt Ueberluſtige nach einigen Tagen mit der 
Ausſicht auf den beliebten Haſelſtock der öſterreichiſchen 


Meiſter, betrinkt ſich oft unterwegs, macht Scandal 


und kommt endlich nach einer Reiſe von 10 Tagen vor 
den Linien Wiens an. Er iſt nicht mehr der 
väterliche Freund und Rathgeber. Gewöhnlich führt 
er fie hier in einen Schuppen, läßt fie ſich reini⸗ 
gen und wo möglich herausputzen, hält dann ſeinen 
Einzug paarweiſe mit dieſer hoffnungsvollen Schaar, 
indem er an ihrer Spitze bis in die Joſephvorſtadt 
marſchirt, wo er in der Rufferaner Gaſſe im Erzengel 
Michael Nr. 29. anhält, feinen Sclavenmarkt aufs 
ſchlägt und die armen Opfer zur Schau und Auswahl 
aufſtellt. — Dort finden ſich nun viele jener fauberen 
lehrlingsbedürftigen Meiſter ein, die in Wien ſelbſt bei 
allen Eltern gewöhnlich in Vettuf ſtehen; in einem 
Nebenzimmer wird förmlich geſchachert, nach der Größe 
und Stärke des Knabens werden 4 bis 8 Zwanziger 
dem Weidenauer Manne bewilligt und der Wille des 
Knaben gar nicht in Anſchlag gebracht; — der Mei⸗ 
ſter zieht einen für ſich tauglichen Burſchen aus der 
Menge heraus, bietet ihm einige Schluck des elendeſten 
Landweines an, beſiehlt ihm zu folgen und beliebt es 
dem armen Getäuſchten zu erinnern: daß ja das ihm 
vozzuſchlagende Metier nicht dasjenige ſei, dem er ſich 
zu widmen gedenke, ſo wird der gehobene Stock des 
finfteren, drohenden Meiſters und ein gewaltſames Er⸗ 
greifen und Fortſchleppen ihm die erſten Begriffe von 
Wiens irdiſchen Glückſeligkeiten geben und dem armen 
Knaben bald Fügſamkeit lehren. In den Werkſtätten, 
die nicht ſelten Schauergemächern gleichen, angekommen, 
findet der kleine Ausländer rohe und raufluſtige Geſel⸗ 
len aus Ungarn, Illprien, Kroatien, Italien, — er 
wied von groben Hannaken und Pollaken Befehle in 
einer Sprache empfangen, die er nicht verſteht, bald ges 
miß handelt, ohne Schutz bei dem ſelbſt ſchlagfertigen 
Meiſter zu finden, muß vielleicht mit noch zwei loſen 
Geſellen in einem einzigen erbärmlichen Bette ſchlafen, 
wird herausgeworfen, wenn er ſich etwas mehr zuzu⸗ 
decken verſucht, iſt genöthigt, die niedrigſten Dienſte bei 
pödelhafter Behandlung zu verrichten, erhält die dürf⸗ 
tigſte Nahrung und möchte oft vor Hunger umkom⸗ 
men, wird für jedes Vergehen aufs ſchärfſte gezüchtiget 
und der ſchöne Traum der Kindheit muß einer ſchmach⸗ 
vellen elenden Gegenwart und fürchterlichen Zukunft 
weichen! — Gelder, die der zärtliche Vater oder die 
ſorgſame Mutter dem geliebten Sohne als Nothpfen⸗ 
nig zugeſteckt, werden ihm beim Antritt unter nichtigen 
Vorwänden abgenommen, für gewöhnlich aber von dem 
Meifter nie wieder zurückerſtattet, Klagebriefe in die 
Heimath von dem Meiſter zecriſſen oder unterſchlagen 
und andere Schreiben im Sinne des Letzteren voller 
Tenge = die N Eltern diktirt. — Woll⸗ 
ten die Knahen zu entfliehen verſuchen, ſo we 

ſehr leicht durch die Wachen an ri RE 
gefangen, dem geſtrengen Herrn Meiſter zuruͤckgeliefert 
und fie empfangen dann fo viele ſchmerzliche Schläge 
daß ihnen auf lange Zeit ein ſolches Unternehmen vers 
geht, und fie ſich geduldig in ihr herbes Schickſal 
fügen lernen müſſen. Schreiber dieſes kennt das 
Tieiben dieſes Knabenentführerd ſchon lange und an 
Beweisführungen der aufgeſtellten Behauptungen man⸗ 
gelt es nicht. — Bringt derſelbe Briefe, mit Thränen 
genäßt, von den leidenden und ſchmachtenden Knaben 
aus dem großen, glanzvollen Wien, voller Klagelieder 
Über unwürdige Behandlung, fo werden ſolche vor der 
Abgabe an die trauernden und bangenden Eltern um⸗ 
geſchrieben und dagegen die glänzendſte Lage des ent⸗ 
fernten Sprößlings troſtreich dargeſtellt, wodurch es na⸗ 
türlich immer gelingt, unter neuen Vorſpiegelungen 
friſchen Zuwachs als willkommene Beute nach Wien 
wirder zu ziehen. Diejenigen, die in Wien ein gutes 
Unterkommen finden, etwas Gediegenes lernen und ſich 
einer guten Behandlung zu erfreuen haben, verhalten 
ſich wie 1 zu 25 — und ſolche müffen, wenn fie dere 
ſelbe einmal wieder anſichtig wird, ſich noch 
ganz beſonders abfinden. Nicht ſelten kommen auch 
gut gewachſene Jünglinge ſpäter in Gefahr, den Wer⸗ 
bern des in Wien ſtehenden ungar. Infant.⸗Regmts. 
„Deutſchmeiſter“ in die Hände zu fallen und werden 
dann für immer dem Vaterlande entzogen. Endlich 
ware es wohl an der Zeit, dieſem frechen Knabenhan⸗ 
del an unſerer Grenze ein Ziel zu ſetzen, denn es giebt 
dei uns geſchickte Handwerker und Künſtler ſelbſt genug, 
welche die heranwachſende, uns folgende, Generation 
ausbilden können. — Die hohen Landesbehörden wollen 
daher dieſer Sache volls Aufmerkſamkeit ſchenken, und 
durch ein ſtrenges Verbot einem gefährlichen Unweſen 
ſteuern, das ſchon viel zu lange üderſehen worden iſt 
und zum großen Nachtheil der Bevölkerung der Um⸗ 
gegend bis jetzt ungeſtraft beſtehen konnte! 


(Oderſchl. Bgf.) 


Der D. A. Z. wird aus Görlitz gemeldet: Unter 
der Leitung des Paſtors Zauſſer in der evangel. Paro⸗ 
hie, Jauernick⸗Cunnerwitz iſt eine Fortbildungs⸗ 
0 chule für die erwachſene Jugend beiderlei Geſchlechts 
ins Leden getreten, an der bereits einige 50 Schüler 
Theil nehmen. Während hierdurch auf die religiös ſittliche 
Fortbildung und eine größere Annäherung der Jugend 
zu ihrem Geiſtlichen und ihren Lehrern hingewirkt were 


— 


den foll, hat ſich dieſt Auftale auch zun Aufgabe geftllt, 


die erworbenen Schulkenntniſſe zu erhalten un er⸗ 


weitern. Wenn gleich wir die gute Abſicht, die den Grün⸗ W. 


der dieſer Anſtalt bei ihrer Errichtung geleitet, keines⸗ 
wegs verkennen wollen, ſo glauben wir doch, daß hier⸗ 
durch das geſtellte Ziel nicht erreicht werden dürfte. 
Abgeſehen davon, daß durch den Vortrag von einigen 
Stunden, der nur alle 14 Tage ſtattfindet, zußerſt we⸗ 
nig gewonnen werden kann, beſtimmt jetzt der Reiz der Neu⸗ 
heit wohl faſt ausſchließlich die jungen Leute zur Theil⸗ 
nahme, die aufhören wird, ſobald jener Reiz erliſcht. 
Nachhaltiger könnte bei dem Intereſſe, das die Geiſtli⸗ 
chen und die Landſchullehrer an der Fortbildung ihrer 
Gemeindemitglieder nehmen, wohl durch Gründung einer 
Bibliothek von gediegenen Volksſchriften gewirkt werden. 


1 Olla potrida. 
N (S'ch leuẽ ß.) 

Früher hieß es bei unſern Journalieren: „Gelegenheit 
nach Ohlau oder Brieg, Freiburg, Hirſchberg u. fe w.“; 
auch gab es wohl Retour⸗ Gelegenheiten nach Berlin, 
Leipzig, Krakau — aber mit alledem iſt man heut zu 
Tage nicht mehr zufrieden. Die Reiſeluſt iſt durch die 
Eiſenbahnen auf einen Höhepunkt gekommen, wie noch 
nie vorher; ſelbſt Wien, Paris, London, ja New⸗Pork 
genügen nicht mehr — denn bei Herren Gebrüder 
Schickler in Breslau findet Ihr „Gelegenheit zur 


Theilnahme an einer Reiſe um die Welt.“ Das iſt 


jedenfalls das Non plus ultra; weiter als um die 
Welt geht es nicht, wenigſtens fo lange als die ges 
wünſchte Verbindung mit dem Monde noch nicht her⸗ 
geſtellt iſt. Herr Robert M. Sloman in Hamburg, 
der die Journaliere zu dieſer Expedition ausrüſtet, hat 
den Weltumſegler von der Bühne in das Leben einge⸗ 
führt. Wie wäre es, Herr Wit, genannt v. Dörring, 
wenn Sie Ihre Mäßzigkeits⸗Ideen auf dieſe Weiſe nach 
Tahiti brächten und die Königin Pomare, welche zu⸗ 
weilen ein Gläschen über den Durſt trinken ſoll und 
dann ihre Unterthanen gegen das Geſetz, das nur ge⸗ 
ringe Thäͤtlichkeiten geſtattet, fürchterlich maltraitirt — 
in den Oberſchleſiſchen Mäßigkeſts⸗Verein aufnähmen? 
Denken Sie, welche Kreuzer Sie nebenbei ſammeln und 
dem Jeſulftengeneral als unterthäniges Zeichen Ihrer 
Verehrung ſeiner Zwecke einhändigen könnten! Die Idee 
iſt es jedenfalls werth, daß ſie von der wahrhaft gu⸗ 
ten Preſſe in genauere Erwägung gezogen wird. 

Ja wir leben in einer merkwürdigen, wunderbaren 
Zeit! Die Berliner Correſpondenten haben uns 
zwei ganze volle Tage mit Briefen über den Berliner 
Lokalverein verſchont und in Ruhe gelaſſen: Dank, ins 
niger Dank den edlen Männern! ſie ſind gut, die 
Berliner Correſpondenten; ſie laſſen uns endlich zu 
Verſtande kommen über das Welt⸗Ereigniß ihres 
Vereins und über die „hohe ſittliche Würde“ der Be: 
rathungen, wie Herr Dr. Wöniger als Berichterſtatter 
in der Voſſiſchen Zeitung fo ſchön als rührend ſich aus: 
drückte; man hatte nämlich einen Tags vorher gefaßten 


ebn Prozent des 
als vierten Vinci auf dieſelbe, 
2 löst Ee Bern idung der 
Kaſſe hieſe bei Verme in 
a und dabei die über bie he. $ 


auch der ſummariſche Betrag der mit 
von dieſen Verzeichniſſen bleibt bei unſerer Kaffe, 
bedruckt, als Interims-Quittung ſofort zurückg 
ſelbſt, auf welchen von einem dazu deputirten D 
Meyer und dem Controleur Gieſel quittirt werden 
lieferung in den Nachmittagsſtunden zwiſchen 
der ims qui an den Präfentanten der letzteren. 


eben. Die 


zu bringen, mithin nur 9 Rthlr. 12 
zahlen. Die ere Ver, infung läuft von dem 1. April d. 
kann auch der Bericht das 
werden. Glogau, den 19. Februar 1845. 


Die Direetion der Niederſchleſiſchen Zweigbahn⸗Geſellſchaft. 


Niederſchleſiſche Zweigbahn. 
Unter S ce $ 8 unſeres am 8. Nopbr. v. J. Allerhöchſt beſtätigten Sta: 
tuts, ferdern wir die Actionaire unferer Geſellſchaft hierdurch auf: 
Betrages einer jeden Aktie 
in den Tagen vom 15 bis incl. den 31. März d. J., mit 
rtage, Vormittags zwiſchen 9 bis 1 Uhr an unſere Haupt⸗ 
früheren Ei a 5 . ee 225 — 
en Ein e ſprechenden i 
doppelten Verzeichniſſe einzureichen, auf e, Kr — Nummern 972 ua . de 
denſelben eingehenden Zahlung zu vermerken it. Ane 
das zweite wird, mit dem Kaſſenſtempel 


rektionz⸗Mitglirde, dem Haupt⸗Rendanken 
wird, 99 
A und 

Die auf die bisherigen Einſchüſſe fallenden Zinſen find mit 
Sgr. 6 Pf. au 


Jahr 1844 von den Aktionairen in Empfang genommen 
1 3 5 ji 


— 


Beſchluß den anderen Tag wleder umgeworfen. Eine 
hübſche Sprache — die Berliner; was man in Breslau 
„Inconſequenz“ nennt, heißt dort „hohe ſittliche Würde.“ 
ie mag es denn mit dem Breslauer Lokal⸗Verein 
ausſehen? Dem Vernehmen nach werden die Zuſtände 
der arbeitenden Klaſſe vorläufig unterſucht und dann Al⸗ 
les beim Alten gelaſſen. Aufrichtig geſagt, es iſt auch 
ſo das Beſte. Hätten die Breslauer Stadtverordneten 
die Kaſematten nicht renovirt und reparirt, ſondern den 
alten Zuſtand beibehalten, ſo würden ſie die Freude ha⸗ 
ben, dieſes herrliche Gebäude noch voll von den frühe 
ren Bewohnern zu ſehen. Nun haben ſie die Zimmer 
wohnlich gemacht, mit Ofen und Fenſtern verſehen, eine 
vernünftige Hausordnung eingeführt, überhaupt gethan, 
was man früher verlangte, — die Kaſematten aber 
ſtehen leer. Und warum? Nun eben wegen der Ord⸗ 
nung. Das ift das Geheimniß, das Arcanum — 
welches der Lokalvereins⸗Berichterſtatter in der Bres⸗ 
lauer Zeitung entdeckt hat. Erziehen — ſagt er Euch 
— erziehen müßt Ihr die Leute erſt; Eure Armen und 
Freiſchulen, Eure Erziehungs⸗Inſtitute beruhen noch 
nicht auf der ſocialen Baſis; die Idee der Geſellſchaft, 
wie ſie ſich immer gewaltiger und gewaltiger ausſpricht, 
hat Euch noch nicht durchdrungen; Ihr thut alles 
Mögliche, aber Ihr müßt noch mehr thun, als was 
möglich iſt; Ihr müßt — ja was weiß ich? Vielleicht 
macht Ihr es ſo, wie der Verein för die Kinder der 
Proletarier; als dieſer ſeine aparten Ideen von der Be⸗ 
glückung der Menſchheit nicht alſobald realiſiren konnte, 
fo machte er links um und ſagte mit Thränen in den 
Augen: „wir werden verkannt.“ Auch eine hohe ſitt⸗ 
liche Würde und ein Weltereigniß, würdig in Berlin 
aufgeführt zu werden. ; 
Nun, laſſen wir das; wir haben jetzt im Breslau 
ein anderes Ereigniß, welches unſere ganze Aufmerkſam⸗ 
keit in Anſpruch nimmt; ich meine nicht den Landtag, 
ſondern den „arteſiſchen Brunnen,“ deſſen Beſprechung 
uns noch geſtattet iſt. Da kommen nun die Kunft: 
äſthetiker und ſchreien über den verdorbenen Ge⸗ 
ſchmack des Publikums: das Shakespeare ſche Meiſter⸗ 
ſtück „Coriolan“ farb aus Mangel an Zuhörern, und 
zum „arteſiſchen Brunnen“ drängt ſich, wer nur ein 
Billet erhalten kann; bald wird man, wie in Berlin 
vor dem Opernhauſe, eine kleine Börſe für Billetſchacher 
eröffnet ſehen. Welche Plätze aber waren denn im 
„Coriolan“ unbefegt? Die erſten Logen und Parquet, 
gerade diejenigen, welche die gebildete und ſeine Welt 
einzunehmen pflegt; und welche ſind im „arteſiſchen 
Brunnen“ ſtets voll? ganz dieſelben. Alſo Euer Tadel 
folte ſich auf denjenigen Theil des Publikums beziehen, 
den Ihr, wie ich weiß, gerade nicht meint; denn die 
Gebildeten — nicht wahr, dieſe wiſſen das wahrhaft 
Klaſſiſche zu ſchähen? Zum Andern wollen wir nicht 
vergeſſen, daß zum Verſtändiß des Coriolan und ähn⸗ 
licher Werke dem deutſchen Volke nicht mehr als Alles 
fehlt; Coriolan iſt ein Mann für das republikaniſche 
Rom oder das ſtaatsbewußte England, überhaupt für 
ein Volk, das von dem Bewußtſein ſeiner Macht und 
ſeiner Würde durchdrungen iſt. Was will der welt⸗ 
hiſtoriſche Kampf zwiſchen den Patriziern und Piebejern, 
zwiſchen dem hiſtoriſchen und Vernunftrechte, zwiſchen 
der Kraft des Senats und den Beſtrebungen der Volks⸗ 
teibunen — was will das Alles in Deutſchland, in 
dem Lande der Ruhe und des Friedens und der Ge⸗ 
müthlichkeit? Der akteſiſche Brunnen dagegen — das 
3 für = are ein Stück comme il faut! das 
ing enthält ariſtophaneiſchen Witz. Ihr wißt, daß der 
alte Luſtſpieldichter —— 5 Zeit die Thor⸗ 
heiten und Eigenthümlichkeiten ſeines Volkes auf die 
Bühne brachte, um wie Börne mit dem Stachel der 
Satyre das Volk für dag Höhere und Edlere zu be⸗ 
geiftern, Gerade fo macht es Herr Räder — ich 
glaube, ſo heißt der Dichter. Da betrachtet nur die 
Fremdenlegion, die aus verlaufenen Sachſen, Schwaben, 
Breslauern u. few, beſteht; der Dialekt, die Dumm⸗ 
heit und die Feigheit, das ſind die drei Charakterzüge, 
welche der Dichter (sit venia verbol) im Gegenſatz 
zu den klugen und muthigen Franzoſen hervorheben zu 
müffen geglaubt hat. Und die Deutſchen lachen und 
klatſchen mit ſo innerer Wonne, daß ſie ſich als die 
ächteften Kosmopoliten bewähren. Wie find denn — 


geboren 


— 


10 Stück 28 
etrennt zu verkaufe 
ß Der Verkauf 
bedeutenden Zuchtvieh⸗Ve 


Rückgabe der Quittungsbogen und er ſolche lieb 


drei Tage nach der Ein⸗ 
Uhr, gegen Retradition 


17 Sgr. 6 Pf. in Anrech⸗ 


jeden Quittungsbogen einzu⸗ 
ab. Bei dieſer Gelegenheit 


mehrfacher Auswahl 


in 


= 22 u nt m 
Endesunterzeichneter auftragt, die 
zugleich . 8 


35 33 63 
Summa 750 und eirca 350 Stück Lämmer 


den Werth derſelben nicht beeinträchtigen. 


Feertige Grabdenkmäler von 
"märmocne Begräbniptopfpiatten, b, bis abt, Tee meren emp , 
6, 


* P 
* 


fragt Ihr — die Eigenthümlichkeiten des Breslautrs 


charakteriſirt? O durch einen koloſſalen Witz! „Schloat 


in uf a Kupp!“ — das iſt das Stichwort unſeres 


Breslauers, das er überall anbringt, wo es nur mög? 


lich if, „Schloat 'in uf a Kupp!“ — den ganzen 
Abend als Breslauer Charakterzug zu hören, ift das 
nicht gerade fo arg, als den Mottenartikel oder die 
Baltzer ſche Broſchüre zu leſen? Gab es denn gal 
nichts Anderes, außer dieſem Eckenſteher⸗ Ausdruck! 
Doch des Menſchen Wille iſt ſein Himmelreich; den 
Breslauern gefällt auch dieſer (I) Witz — und damit 
Punktum. 


rr 
Ich gelte als Wörtchen nur wenig, 
Jedoch iſt gewichtig mein Stand, 
Leicht mach ich zur Dame den König, 
Leicht mach' ich zum Prinzen den Fant, 
Leicht mach' ich auch dieſen zur Frau 
Tret zwieſach mit ihm ich zur Schau. — 
> * nnn 
Werten: Sourle 
Breslau, vom 28, Februar. 
Das Geſchäft in Eiſenbahnactien war lebhaft; mehrere 
ſind abermals im Courſe geſtiegen. 5 
Prior. 103% Br. 


Oderſchleſ. Lit. A, 4% p. C. 133 . 
Br Lit, B, 4066 2 C. 113% 00. 
Breslau » Schweibnig« Freiburger 48% p. G. abgeſt. 117%, Br. 
dito dito dito Priorit. 102 r 
1 er sr 96 Br. 
rior.⸗Stamm 4% Zuſ.⸗Sch. p. 1 . 
| 106 de % Zuſ.⸗Sch. p. C. 108%, Br 
Oſt⸗Rheiniſche (Köln⸗Mind.) Zuſ.⸗Sch. p. C. 109% bez. 
Niederſchleſ. Märk. Zuſ.⸗ Sch. p. 8. u. — u. Gd. 
4 175 Zweigd. (Glog.⸗Sag.) Zul. Sch. p. C. 102 ½ Gib 
ch. Schleſ. (Dresd.⸗Görl.) Zuſ.⸗Sch. p. C. 115 ½ etw. bez. 
Erin) Bairiſche Zuſ.⸗Sch. p. C, 101 ½ Gld. 
elſſe⸗Brieg Zuſ.⸗Sch. p. G. 103 ½—104 bez. 
Krakau⸗Oberſchleſ. Zuſ.⸗Sch. p. C. 109%, u. % be 
Wilhelmababn (KofelsDderberg) Buf.-&%. p. G. 
115% bez. u. Br. 


Berlin⸗Hamburg Zuſ.⸗Sch. p. C. 117 Ged. 
Friedrich⸗Wilhelms⸗Rordbahn p. G. 997), u. % bez 


Für die chriſt⸗katholiſche Gemeinde zu Breslau 
ſind ferner bei uns eingegangen: 


Transport 705 Rtl. 3 Sgr. 11 Pf. 
Vom * Gutsbeſitzer C. Badelt . — 
s n. 


F 


— — 3 


* * * „ * * * * * * 1 
„Hrn. Schul⸗Vorſteher Heinemann 2 
Rentmeiſter Heintke in Klitſchdorf 3 
„Tiſchlermeiſter Pogaell 
„H. aus Oberſchleſien 
„H. K. aus Oberſchleſien 

N 


4 * * 


„ „ „ „„ „u 


—— DEN 4 


Summa TIERE. 28 Sgr. II Pf- 


Für die chriſt⸗katholiſche Gemeinde zu Schnei⸗ 


demühl ſind ferner bei uns eingegangen: 
Transport HERE, 7 Sgr. 6 Pf. 
Vom 155 Gutsbeſitzer C. Badelt 5 


„ ein, e . 0 

Rentmeiſter Heintke in Klitſchdorf 2 + 

Summa 110 Rtl. 7 Sgr. 6 Pf, 

Breslau den 28. Februar 1845. 1 
Expedition der priv. Schleſiſchen Zeitung. 

Berichtigung. Im dem geſtrigen Berichte Über die 

Sammlung für die Breslauer Grißkatholiſche Gemeinde leſe 


man „50 Rtl.“ ſtatt 59 und i “ 
Bart 1 Car. Rtl. und in der Summa „15 Sgr. 


— - — 
— 2 — 


— - — 


Brief kaſte n. 

Zur unentgeldlichen Aufnahme nicht geeig⸗ 
net: Von P. St. in G. — Von Dr. S. in S. 
(ausführliche Empfehlung 
klärung von W. v. D. (gegenwärtig) in B. — Von 
P. R. in Sch. im Großherzogthum Poſen (über eine 
Leichenrede ). — Von Pf. H. in R. bei W. im Groß⸗ 
herzegthum Poſen (über den Trierſchen Rock und den 
* Richter ). — Von E. G. S. (Steuer⸗ 

tHaltniffe betreffen). — Von P. Th. in F. n 
a ffend) P. Th. in F. (gege 
Bur Aufnahme nicht geeignet: Von Dt. S. 
dr Eiteratur⸗Artike). — Von J. P. in P. (ein 

4 
Räth 

Die Anfrage des Hen. P. D. in B., das Vorwort 
der diesjährigen evang. Kirchenzeitung betreffend, müſſen 
wir ablehnend beantworten. 


—— — u n gg. 

mutlichen Mutterthiere einer hochedlen und 
ferei, : 
5 in ee anale beſtehend, als: 


30 40 


rr 


und Ad, 


31 


n. 
3 gefunden Heerde, die ſich bis Dato eines 
blaue 3 bat, findet feinen Grund in Umftänden, welche 


Da ünterzeichnetem die Leitung biefer Heerpe ſeit 1830 bis auf heut anvertraut war 
ewonnen hat, jo iſt er ni eut anvertraut w 
ciellen Aufſicht zu behalten. Nachweis der 805 abgeneigt, ſie auch ferner unter ſeiner ſpe⸗ 
e e e 
. Wr vom 7 
Sao in, m mern d en, geen des feen Ro, 1 anatefen 
liebſten mündli meine Reiſen dem 
ir Zur Zett Berlin den 21, Februar 1843. cheiftichen Wege 


u erfreuen 


der Familſe oder vielmehr Stammrolle, ſoll dem 


1 anzutreffen a 
zu nachtheilig find, 
Eduard Kunitz, Shäferei-Director. 
Sandſtein und Marmor 


Grimme, Bildhauer, Taſchenſtraße No. 


3. 
115 u, 


einer Privatlehranſtalt). Er⸗ 


„ eee — Ein anonym eingeſandtes 
el. 


